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«Ja zur Schweiz»
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Wieder Herr sein im eigenen Land

 «Wir wollen eine Zuwanderung
 mit Mass»
von Andreas Glarner, Nationalrat, Oberwil-Lieli AG

Die Schweiz ist bekanntlich eines der erfolgreichsten und begehrtesten Länder der Welt – mit attraktiven Sozialversicherungen 
und einem üppig ausgebauten sozialen Auffangnetz. Damit zieht sie nicht nur arbeitswillige Zuwanderer aus der ganzen Welt 
an, sondern auch immer mehr Leute, die sich an unseren Honigtöpfen laben wollen. 

Gerade weil die Schweiz 
derart attraktiv ist, muss 
sie die Zuwanderung ei-
genständig steuern kön-
nen, und zwar in allen 
Bereichen. Der Mas-
seneinwanderung, dem 
Asylmissbrauch und dem 
ungehinderten Zugriff 
auf unsere Sozialsysteme 
muss ein Riegel gescho-
ben werden. Und wer 
dem Staat (sprich Steu-
erzahler) zur Last fällt, 

kriminell wird, radikale Tendenzen aufweist oder sich 
weigert, unser Recht und unsere Sitten und Gebräuche 
zu akzeptieren, ist umgehend auszuweisen.

Selbstverständlich hat die Schweiz heute und auch in 
Zukunft Bedarf an Arbeitskräften. Aber diese wollen 
wir selber aussuchen und nur jene nehmen, die wir 
für die jeweiligen Bedürfnisse unserer Wirtschaft 
brauchen. Dass Wirtschaftsverbände für ihre Firmen 
die ungehinderte Zuwanderung wollen, ist nachvoll-
ziehbar. So können sie aus einem EU-weiten «Reser-
voir» von rund 500 Millionen Leuten auswählen. Dass 
sie daraus die Brauchbaren herauspflücken – aber 
alle anderen, und vor allem die über 50-jährigen Ar-
beitnehmer, einfach dem Staat überlassen – ist jedoch 
an Dreistigkeit nicht zu überbieten. Die Schweiz hat 
ausgerechnet in jenen Berufen am meisten Zuwande-
rung, in denen die grösste Arbeitslosigkeit herrscht. 
Dies ist absurd, ineffizient aber vor allem unglaublich 
teuer.

Kurzsichtige Manager und Wirtschaftsverbände
Das Vorgehen gewisser Unternehmen überrascht 
aber nicht wirklich, wenn man bedenkt, dass die 
meist ausländischen Manager der international 
tätigen Grossfirmen (die von der Economiesuisse 
vertreten werden) eben nur angestellt und oft nach 
wenigen Jahren wieder weg sind – Hauptsache, der 
Bonus stimmt … Das ist sehr kurzfristig gedacht, 
denn die Kosten der ungehinderten Migration wer-
den in Form von höheren Steuern auch die Wirt-
schaft treffen und die Attraktivität unseres Landes 
weiter schmälern. 

Jeder fünfte Sozialhilfebezüger aus Afrika
Auch aus dem Asylbereich findet eine Zuwanderung in 
unseren gut ausgebauten Sozialstaat statt. Im Aargau 
stammt beispielsweise bereits jeder fünfte Sozialhil-
febezüger aus Afrika. Wer die – gerade bei kinderrei-
chen Ausländerfamilien zu beobachtenden – äusserst 
üppigen Zahlungen der Sozialämter kritisiert, wird von 
Skos-Funktionären und von der Sozialindustrie gemass-
regelt. Wider besseres Wissen werden Zahlen herum-
geboten, die jeder Grundlage entbehren und vor allem 
jeder Realität widersprechen.

Es wird unbezahlbar
Viele Schweizer Gemeinden ächzen schon heute unter 
den immensen und stetig steigenden Sozialkosten. Bald 
kommt es aber noch dicker: In wenigen Monaten werden 

r e g i e r u n g s r a t s w a h l . c h
Zusammen mit Carmen Walker Späh, Silvia Steiner und Thomas Vogel
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Volksabstimmung unter 
EU-Fuchtel

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

die Kosten für die via Asylschiene in den Jahren 2015 
und 2016 ungehindert zugewanderten 66’000 Asylan-
ten, bei denen es sich weitgehend um Wirtschaftsmi-
granten handelt, mit voller Wucht auf die Gemeinden 
durchschlagen. Der Bund schleicht sich aus der Ver-
antwortung für das von ihm angerichtete Asylchaos. 
Nach fünf bzw. sieben Jahren haben bekanntlich die 
Gemeinden alle Kosten zu tragen. Einige Gemeinden 
werden dann nicht mehr unter der gewaltigen Last äch-
zen – sondern sie werden kollabieren. 

Integration ist eine Frage der Zahl
Die vom Bundesamt gemeldeten Zahlen zur Nettozu-
wanderung täuschen über die Tatsache hinweg, dass 
pro Jahr jeweils mehrere zehntausend bestens integ-
rierte Ausländer die Schweiz verlassen. Dies bedeutet, 
dass eben nicht die gemeldete Zahl der Nettozuwan-
derer, sondern jeweils fast die doppelte Menge effektiv 
integriert werden muss. Dies mit gigantischen Kosten 
und Konsequenzen. 

Integration der Schweizer Kinder?
Am offensichtlichsten ist dies in vielen Schulhäusern 
unseres Landes. Oft befinden sich nur noch wenige 
Schweizer Kinder in einer Klasse – und so müssen mitt-
lerweile praktisch diese Schweizer Kinder in die von 
Ausländern dominierten Klassen «integriert» werden. 
Die Situation ist untragbar, aber leider trauen sich die 
meisten Lehrkräfte kaum mehr aufzumucken. Man will 
ja das Wohlfühlklima nicht stören und auch nicht auf 

den Radar der zumeist links-grün-alternativ und «nett» 
agierenden Schulleiter oder Schulpfleger kommen.

Multikulturell gleich «multikriminell»
Multikulturell ist inzwischen praktisch mit multikri-
minell gleichzusetzen. Der Ausländeranteil von 50 bis 
über 80 Prozent bei schweren Delikten spricht Bände. 
Unsere Kuscheljustiz bringt es sogar bei ganz groben 
Fällen nicht übers Herz, kriminelle Ausländer nach ver-
büsster Strafe umgehend auszuschaffen – obwohl doch 
genau dies dem Schweizer Volk versprochen worden ist.

Die Probleme mit dem Islam 
Zu den bereits erwähnten Problemen mit der Migra-
tion kommen noch die Probleme mit dem Islam. Dass 

A propos Afrika
ag. Wussten Sie, dass gemäss UNICEF in Afrika alle 
12 Tage eine Million Menschen zur Welt kommen? 
Eine Million Menschen – alle 12 Tage! Das bedeutet, 
dass die rund 1,5 Millionen Menschen, welche Eu-
ropa im Jahr 2015 aufgenommen hat, in 18 Tagen 
wieder geboren waren. Würde Europa heute (beim 
Erscheinen dieser «Schweizerzeit») in einem einma-
ligen, grosszügigen humanitären Akt zehn Millionen 
Afrikaner aufnehmen – dann wären diese bis am  
8. Juni «nachproduziert» – ja, die Afrikaner schaffen 
das! Wer sich diese Zahl vor Augen hält, erkennt, dass 
wir das Problem niemals in Europa lösen können. Es 
muss vor Ort gelöst werden.

Fortsetzung auf Seite 4



Tributzahlungen an Brüssel?
Endlich liegt die «Diplomatenkauderwelsch»-Überset-
zung des von der EU diktierten Rahmenvertrages vor – 
die idiotische Abkürzung «InstA» vermeide ich bewusst. 
Weder das Austrittsabkommen mit Grossbritannien noch 
der Rahmenvertrag mit der Schweiz sind auch nur an-
nähernd Kompromisse, sondern einseitige, skrupellose 
Diktate des vermeintlich stärkeren Vertragspartners. 

Beim «Freundschaftsvertrag» (Juncker) mit der Schweiz 
wurden wesentliche Passagen offensichtlich bewusst 
vage und zweideutig gehalten. Bei unterschiedlicher 
Auslegung hat die EU ja immer den Europäischen Ge-
richtshof (EuGH) in der Hinterhand, der verpflichtet ist, 
die Urteile ausnahmslos zugunsten der EU auszulegen. 
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sich hierzulande bald alle Schulen dem Islam anpas-
sen, nur noch Wienerli aus Pouletfleisch anbieten, das 
Mitbringen von Cervelats verbieten, Handschlag- und 
Schwimmunterrichtverweigerungen stillschweigend 
akzeptieren, während des Ramadans keine Schulreisen 
veranstalten und auch keine Prüfungen mehr durch-
führen, ist eine Tatsache. Sie zeigt, wie weit wir uns den 
Forderungen nach Toleranz gegenüber den Intoleranten 
schon unterworfen haben.

Fremd im eigenen Land
Die Schweiz mit ihren Besonderheiten löst sich auf wie 
ein Stück Zucker im Wasser. Wer sich beispielsweise in 
Einkaufszentren, in Parks oder spätabends auf Bahn-
höfen umschaut, sieht kaum mehr einen Schweizer oder 
eine Schweizerin. Unsere Identität, unsere Werte, aber 
natürlich auch unsere wirtschaftliche Prosperität, ge-
hen langsam, aber unaufhaltsam verloren. Immer mehr 
Schweizerinnen und Schweizer fühlen sich fremd im 
eigenen Land.

*

Es ist höchste Zeit, dass wir mit einer eigenständigen 
Regelung der Zuwanderung, mit der konsequenten Aus-
weisung krimineller Ausländer und mit der straffen 
Handhabung des Asylrechts und der Genfer Flücht-
lingskonvention wieder Herr in unserem Haus werden 
– zum Wohl der Schweiz!

Andreas Glarner

Chef: «Müller, Sie sind hier das beste Ross im Stall.» 
Müller: «Wirklich, Chef?»
Chef: «Ja, Sie machen den meisten Mist.»

*
Zwei Freunde unterhalten sich. Der eine fragt: «Wie 
behandelt Dein Chef eigentlich seine Angestellten?»
Der andere: «Wie rohe Eier.» Der erste: «Und wie 
behandelt man rohe Eier?» Der andere: «Man haut 
sie in die Pfanne.»

Lachen verboten!



Nehmen Sie mit mir Kontakt auf.
Jederzeit und unkompliziert.

Markus Rezzonico
Inserate-Akquise
SVP-Delegierter
AUNS-Mitglied

Mobile: 079 332 61 61 
markus.rezzonico@dietschi.ch

Ihr Inserat  
in der Schweizerzeit:

Sollte der Schweizer Souverän sich erfrechen, einen 
EuGH-Entscheid nicht zu akzeptieren, drohen Prügel! 
Dem Volk würde von der Regierung, dem Wirtschaftsfrei-
sinn, seinen elitären Helfershelfern wie Economiesuisse, 
Swissmem und dem gesamten Mitte-Links-Medienku-
chen die Pistole auf die Brust gesetzt: Stimmt richtig 
ab, sonst droht uns der Weltuntergang! Das freisinnige 
Damoklesschwert hängt über uns.

EU-Erweiterungskommissar Hahn zieht alle Register, 
damit es nicht bei dieser einmaligen 1,3 Milliarden-Ko-
häsionszahlung bleibt. Im «Marktzugangsabkommen» 
(Burkhalter) steht auch, dass diese Tributzahlungen 
regelmässig zu erfolgen hätten und ihre Höhe künftig 
durch die EU bestimmt würde. Weigert sich das «geo-
strategische Unding» (Juncker über die Schweiz), so 
droht die Peitsche. Und wer zahlt all die Milliarden, 
die vielfach im Sand versickern? Nicht die FDP, nicht 
die Economiesuisse, nicht die Grossbanken, nicht die 
Pharma- oder Maschinenindustrie. Es ist der Mittel-
stand, das Gewerbe, der Büezer und Angestellte, der 
morgens um sechs Uhr auf einen überfüllten Zug wartet 
und fleissig Steuern bezahlt. 
 
Hat man in Bundesbern schon einmal die Rechnung ge-
macht, was uns teurer zu stehen käme: Kleinere, verkraft-
bare Handelseinbussen – oder eine demütigende Unter-
werfung ohne Mitsprache unter einen «Sklavenvertrag», 
bis wir auf dem Niveau einer drittklassigen EU-Kolonie 
gelandet sind? Die Schweiz ist international vorzüglich 
aufgestellt. Deshalb sind Freihandelsabkommen mit den 
USA und neu auch mit Grossbritannien viel wichtiger als 
ein Rahmenvertrag mit dem stagnierenden, uneinigen und 
mit wachsenden Billionenschulden konfrontierten, anti-
demokratischen Brüsseler Verwaltungs-Moloch. Zur Erin-
nerung: Wir importieren derzeit für 15 Milliarden Franken/
Jahr mehr aus der EU als wir in die EU exportieren; wir 
sind damit der zweitwichtigste Abnehmer hinter den USA.
 
Für mich gibt es unantastbare Werte wie direkte Demo-
kratie, Souveränität, Selbstbestimmung und Neutralität. 
Auch unter Trommelfeuer wird unser Volk keinen Zoll 
dieser einzigartigen Werte preisgeben, um die uns die 
ganze Welt beneidet.

Robert Nieth, Walchwil
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Totengräber
Woraus erklärt sich die schrille  
Aggressivität, mit der die politische 
Linke Sparversuche einiger Kantone 
bezüglich Prämienverbilligung für die 
Krankenversicherung geisselt? Muss 
damit schwere Mitschuld an der Über-
forderung unseres Systems der Kran-
kenversicherung getarnt werden? 

Die Schweizer Sozialwerke (Krankenversicherung, 
AHV, Invalidenversicherung usw.) funktionieren auf 
der Grundlage einer ganz bestimmten Form von So-
lidarität: Alle Arbeitsfähigen sichern mit erheblichen 
Leistungen – Abgaben und Prämien – das finanzielle 
Fundament dieser Sozialwerke, auf dass den Senioren, 
den Kranken, den Invaliden, den nicht mehr Arbeits-
fähigen daraus die Existenz gesichert werden kann. 
Dieses allgemein verständliche System, 
«Generationen-Vertrag» genannt, liess die 
Sozialwerke in der Schweiz während Jahr-
zehnten gut und sicher funktionieren. 

Heute wird dieses einst so solide System vor-
sätzlich ausgehöhlt. Mit der seit Jahren – ge-
gen den Willen der Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger – anhaltenden Masseneinwan-
derung gelangen alljährlich über zehntau-
send, unter Umständen mehrere zehntausend 
Einwanderer aus Afrika und Nahost in unser Land. Sie 
sind von keiner Seite bedroht, behaupten aber, Flücht-
linge zu sein. Eigentlich wollen sie nur profitieren –  
vom ihnen als unerschöpflich gepriesenen Reichtum 
in unserem Land. Den Ansprüchen des hiesigen, hohe 
Anforderungen stellenden Arbeitsmarkts genügen sie 
nicht. Viele wollen auch gar nicht arbeiten. Sie wollen 
ausschliesslich profitieren. Das Ziel ihrer Einwande-
rung war unser Sozialstaat, nichts anderes. 

Im Klartext: Tausende oder Zehntausende treffen hier 
alljährlich ein, die nie auch nur einen einzigen Fran-
ken an die Sozialwerke beitragen, die aber – sich auf 
Menschenrechte berufend – vor allem vollumfänglich 
profitieren wollen. Das hebt jedes Sozialwerk innert  
weniger Jahre aus den Angeln. 

Die Linke ist längst Komplizin dieser Missbrauchs-Zucht: 
In Administrierung und Betreuung der in Massen an-
kommenden, Leistungen an die Sozialwerke verweigern-
den, alle Vorteile daraus exzessiv nutzenden Einwan-
derer platziert sie Funktionäre mit gutbezahlten Jobs –  
Genossen, treue Wähler der sie hätschelnden Linken. 

Die Masseneinwanderung zerstört unsere Sozialwerke. 
Wer sie fördert oder auch nur toleriert, ist Totengräber 
dieser Sozialwerke. 

Ulrich Schlüer
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Irreführung durch die Sozialarbeiter-Lobby

 Nur noch fünf Franken pro Tag? 
von Barbara Steinemann, Nationalrätin, Watt-Regensdorf ZH

Sozialhilfeempfänger würden in der reichen Schweiz bald nur noch fünf Franken pro Tag zum Essen zur Verfügung haben, 
suggeriert die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Skos) und verkündet, jede Kürzung in der Sozialhilfe sei unmöglich 
und unmenschlich. 

Sozialhilfeempfänger erhal-
ten nebst Sachleistungen ei-
nen «Grundbedarf» in Bar-
geld: 986 Franken sind es in 
einem Single-Haushalt, also 
knapp 33 Franken pro Tag. 
Die fünf Franken, die davon 
angeblich für Nahrung üb-
rig bleiben, sind jedoch eine 
rein kalkulatorische Grösse. 
Sie werden dem Publikum 
isoliert präsentiert, um die 
«Knausrigkeit» der Politik 
anzuprangern. Es steht den 

Betroffenen frei, wie sie den pauschalen täglichen Geldbe-
trag einteilen; nebst Essen muss Kleidung, Körperpflege 
und Freizeit damit finanziert werden. 

Viele Sozialhilfebezüger sind schwere Raucher, trinken 
viel Alkohol und sind oft medikamenten- oder spielsüchtig. 
All das geht ins Geld. Andere haben ein Beziehungsnetz 
und bestimmte Freizeitaktivitäten, was ebenfalls kostet. 
Was man mit diesem Betrag vergessen kann, sind Ferien 
auf einem gewissen Kostenniveau, Skifahren, ein Auto 
oder längere Zugfahrten. 

Stolze Leistungen, netto und steuerfrei
Der Grundbedarf ist allerdings ein eher kleiner Teil der 
Sozialhilfe nach Skos: Leistungen in der Höhe von rund 
2’625 Franken hat ein Einpersonen-Haushalt in den Vor-
ortregionen der grossen Städte zugute. Um nach allen 
Abzügen, Prämien und Spesen auf denselben Nettobetrag 
zu kommen, müsste ein Arbeitnehmer 3’400 Franken ver-
dienen, dies haben Sozialverwaltungs-Angestellte der Ge-
meinden nachgerechnet. Eine vierköpfige Familie mit zwei 
Kindern bekommt knapp 5’000 Franken pro Monat, eine 
sechsköpfige Grossfamilie mit vier Kindern hat Anspruch 
auf etwas mehr als 6’000 Franken – und das netto und steu-
erfrei. Und wohlverstanden: Wohnungsmiete und Zahnarzt 
etc. werden zusätzlich bezahlt! Wo sind die Arbeitgeber, die 
dem somalischen Analphabeten und seiner Familie mehr 
Lohn zahlt, als sie mit der Sozialhilfe erhalten? 

Zusätzlich haben laut den Richtlinien der Skos Sozialhilfe-
bezüger, die sich aktiv um eine Verbesserung ihrer Si-
tuation bemühen, Anspruch auf monatliche 100 bis 300 
Franken als sogenannte Integrationszulage. Das ist ein 
Skos-Instrument, das als Anreiz zu Eigeninitiative dienen 
soll. Die Sozialfunktionäre gehen offensichtlich davon aus, 
dass sich nur jemand um wirtschaftliche Selbständigkeit 

bemüht, wenn ihm noch weitere Geldscheine unter die 
Nase gehalten werden. 

Wer sich anstrengt, wird bestraft
Ein früherer Stadtzürcher EVP-Gemeinderat führte jah-
relang eine Kinderkrippe und gab bereits vor Jahren der 
Sonntagspresse seine Feststellungen zu Protokoll: «Ich 
sehe, wie Ehepaare den ganzen Monat krampfen – und we-
niger Einkommen haben als Familien in der Sozialhilfe.» 
Eine absurde Situation: Wer sich anstrengt, wird bestraft. 
Denn nach Abzug der Steuern und wegen des Verlustes von 
Vergünstigungen stehen ihm jährlich mehrere tausend 
Franken weniger zur Verfügung. 

Fürsorge einst und heute
Die Fürsorge war einst als vorübergehende Nothilfe konzi-
piert. Heute ist die Anzahl Personen, die länger als ein Jahr 
Sozialhilfe beziehen, stetig am Wachsen. Fatal wirkt sich 
das nicht nur auf die Kinder aus, sondern insbesondere auf 
ungelernte Migranten: Sie lernen von Anfang an, dass man 
bei uns nichts für seinen Lebensunterhalt tun muss. Wenn 
sie es ins System des Schweizer Sozialstaates «geschafft» 
haben, verfügen sie über ein Einkommen, das sie in ihrer 
Heimat zu wohlhabenden Bürgern machen würde, ohne 
dass ihnen eine konkrete Arbeits- und Integrationsleistung 
abgefordert wird. 

Die Statistik zeigt: Rund die Hälfte der Fürsorgeabhän-
gigen besitzen die Schweizer Staatsangehörigkeit – zur 
zweiten Hälfte gehören immer mehr Afrikaner und EU-
Bürger, sowie Personen aus dem Balkan, der Türkei und 
aus anderen muslimischen Regionen. 80 Prozent der  
Sozialhilfebezüger haben einen Migrationshintergrund. 
So nehmen die «Fürsorgekarrieren» ganzer Generationen 
ihren Lauf. 

Die Gemeinden müssen wieder das Sagen haben
Deshalb braucht es nicht mehr Geld in der Sozialhilfe, son-
dern mehr Anreize zum Arbeiten. Und es braucht mehr Ge-
meindeautonomie, d.h. die Gemeinden müssen im Sozial- 
bereich wieder das Sagen haben. Nur so kann man dem 
Einzelfall gerecht werden. So wäre auch die erwähnte In-
tegrationszulage von 100 bis 300 Franken pro Monat und 
Person sinnvoll – aber nur dann, wenn der «Grundbetrag» 
für alle deutlich tiefer liegt als heute. Die Gemeinden brau-
chen Handlungsspielraum, um jene, die sich aktiv um Arbeit 
bemühen, zu belohnen. Es darf nicht sein, dass über 50-Jäh-
rige keine Stelle mehr finden, während Faule und Renitente 
mit Sozialhilfe belohnt werden.

Barbara Steinemann
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„Wir bieten Dienstleistungen rund
 um Grundstücke, Immobilien und 
deren Planung an.“

Hugo Schumacher 
4542 Luterbach

032 682 03 88
www.schumacher-immobilien.ch

Plätze 5 bis 1 der Schweizer Falschnachrichten 2018

 Best of Fake News 2018
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld

2018 war wieder ein Fake News-Jahr. Anbei die grössten Lügen und Verdrehungen gemäss meiner persönlichen Beurteilung. 
Heute «würdige» ich die Plätze 5 bis 1.

Platz 5: «No-Billag-Argumente 
im Faktencheck»
Am 25. September 2017 hat 
Swissinfo (ein Staatsmedi-
um) zehn Aussagen von Na-
tionalrätinnen und National-
räten aus der Debatte zur 
No-Billag-Initiative auf ihren 
Wahrheitsgehalt überprüft 
und mit einer Prozentzahl 
versehen. Die Aussagen von 

Befürwortern wie Amaudruz (SVP), Reimann (SVP), 
Flückiger-Bäni (SVP), Rickli (SVP) und Amstutz (SVP) 
wurden praktisch durchwegs als lügenhaft etikettiert. 
Gegner wie Graf-Litscher (SP) kamen dagegen auf einen 
«Wahrheitsgehalt von 100 Prozent». 
 
Schweizerzeit-Leser wissen: Der Entscheid der Unab-
hängigen Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen 
UBI vom 22.6.2018 lautet: «Die Redaktion missachtete 
journalistische Sorgfaltspflichten wie die Fairness, die 
Transparenz und die Unvoreingenommenheit, indem 
sie die zehn Aussagen von Ratsmitgliedern in einsei-
tiger und tendenziöser Weise beurteilte.»

Platz 4: Der Arbeitslosenbschiss des Seco 
Mit 2,4 Prozent sei die Arbeitslosenquote so niedrig 
wie seit zehn Jahren nicht mehr, wurden im Juli die 
Zahlen des Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) 
kommentiert.

Schweizerzeit-Leser wissen: Die Erwerbslosenquote 
beträgt gemäss den OECD-geprüften Zahlen in den 
vergangenen fünf Jahren durchschnittlich 5 Prozent. 
Damit liegt die Schweiz sogar hinter Deutschland.

Platz 3: SRF-Jahresrückblick über Chemnitz
SRF-Jahresrückblick über Chemnitz (sinngemäss zitiert): 
«Hans-Georg Maassen behauptete, es habe keine Hetzjag-
den gegeben. Weil er das nicht beweisen konnte, musste 
er gehen.»

Schweizerzeit-Leser wissen: Der deutsche Verfassungs-
schutzpräsident wurde entlassen, weil er in einer Rede 
Kritik an Teilen der deutschen Regierungs-Koalition ge-
äussert hatte.

Platz 2: Migrationspakt nicht verbindlich
«Der Migrationspakt ist eine sogenannte Soft-Law, das 
heisst rechtlich nicht verbindlich, aber politisch bindend.» 
Bundesrat, Medienmitteilung vom 10.10.2018

Schweizerzeit-Leser wissen: Die DEZA hält bereits heute 
fest, der Pakt müsse «anwendbare Mechanismen für Staa-
ten enthalten» und will eine entsprechende Verpflichtung 
der Staaten erreichen. Es wird also nur eine Frage der Zeit 
sein, bis auch dieser Pakt zum internationalen Recht gehö-
ren und rechtlich gar unserer Bundesverfassung vorgehen 
wird. 

Platz 1: Selbstbestimmungsinitiative gefährdet 600 Abkommen
«Die Selbstbestimmungsinitiative gefährdet 600 wirt-
schaftsrelevante Abkommen» (Economiesuisse am 
23.10.18)

Schweizerzeit-Leser wissen: Nein, diese Verträge sind 
weiterhin gültig, weil sie mit keiner Bestimmung der 
Bundesverfassung kollidieren. Vor der Ratifizierung sol-
cher Verträge wird jeweils überprüft, ob diese verfas-
sungskonform sind.

Hermann Lei
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Peter Föhn, Ständerat

Möbel
Muotathal

Leserbriefe
Verlegenes Schweigen
Weil eine Rappergruppe in der Reitschule einen Song 
mit üblen Beschimpfungen unter der Gürtellinie gegen 
SVP-Nationalrätin Natalie Rickli «vortrug» – worauf 
diese Klage einreichte – wurden die Urheber vom Ber-
ner Obergericht wegen übler Nachrede verurteilt. Die-
ser Tatbestand wäre ohne das verlegene Schweigen aus 
dem Urheberkreis keines weiteren Kommentars wert. 
Verlegenes Schweigen? Man stelle sich den umgekehrten 
Fall vor: Eine Lümmelgruppe aus dem rechtsextremen 
Lager hätte dieselben Beschimpfungen beispielsweise 
gegen Anita Fetz ausgestossen. Wetten, dass das Wutge-
heul über die MeToo-Bewegung wegen Verachtung der 
Frauenwürde bis nach Australien widerhallen würde.

Werner Martignoni, Bern

«Rahmenvertrag notwenig?»
Beat Kappeler sagt in seinem Artikel «Rahmenvertrag 
notwendig?» («Schweizerzeit» Nr. 24/2018) was Sache 
ist. In der Tat ist die Handelsbilanz für die EU positiv; 
wir importieren (und bezahlen!) mehr, als wir in die EU 
exportieren. Zweitens sind die «Strombatterien»(Pump
speicherwerke) nun mal in der Schweiz – Stromabkom-
men hin oder her. Und betreffend Forschungsabkom-
men ist zu sagen, dass die beste Hochschule auf dem 
europäischen Kontinent in der Schweiz ist; wir müssen 
also nicht um die Zusammenarbeit mit weniger guten 
Hochschulen und um Hilfsgelder aus der EU buhlen.

Thomas Schibli, dipl. Ing. ETH, Bern

Man hüte sich vor der Kesb
Im Jahre 2002 verstarb mein Onkel, welcher in Bona-
duz eine kleine Schreinerei und einen Antiquitäten-
laden besass. Er war ledig und wohnte mit mir und 
meiner Familie im selben Haus. Ein halbes Jahr da-
vor war er langsam dement geworden. Zur Einweisung 
in ein Pflegeheim brauchten wir die Einwilligung der 
Vormundschaftsbehörde. Diese sandte eine handge-
strickte, rauchende Vormundin mit grossem Hund. Sie 
kümmerte sich vor allem darum, was alles verwertbar 
sein könnte, das Wohl meines Onkels interessierte sie 

kaum. Er wurde in die psychiatrische Klinik in Realta 
eingeliefert, da im Altersheim in Domat/Ems kein Platz 
frei war. Kurz darauf erschien der damalige Gemeinde-
präsident in der Schreinerei und erklärte dem einzigen 
Angestellten, dass die Gemeinde die Liegenschaft über-
nehme, um die Kosten für die Klinik zahlen zu können. 
Auch werde die Schreinerei abgerissen, um Parkplätze 
für den angrenzenden Fussballplatz zu schaffen. Mit 
viel Engagement und Anwälten konnte ich dies verhin-
dern. Nicht verhindern konnte ich, dass die Vormundin 
seine über Jahrzehnte angelegte, sehr wertvolle Mün-
zensammlung unterschlug und uns weismachte, diese 
sei nur 300 Franken wert gewesen. Kurz darauf starb 
mein Onkel. Solche und noch schlimmere Erlebnisse mit 
der Kesb gab es auch in meinem Bekanntenkreis. Alt 
werden in der Schweiz ist gefährlich. Die von der Kesb 
eingesetzten «Beistände» sind meist mittellose, unge-
bildete Personen, welche plötzlich eine enorme Macht 
haben und sämtliche Tricks kennen, um sich persönlich 
zu bereichern.

Marco Caluori, Teneriffa und Bonaduz

Gesunde Umwelt und starke Wirtschaft sind keine Gegensätze
Der Greta (Thunberg)-Effekt zeigt, dass es auch in 
der Schweiz junge, umweltbewusste, gebildete Kreise 
waren, die sich zusammenschlossen, grüne Parteien 
gründeten und mit medienwirksamen Aktionen auf-
traten. Gleichzeitig wurden diffuse Ängste geschürt. In 
Deutschland überholen die Grünen die Traditionspar-
tei SPD. Das Bewusstsein für den Schutz unserer Um-
welt ist auch bei uns und weltweit gewachsen. Echter 
Fortschritt ist jedoch nur möglich, wenn bei Massnah-
men zugunsten der Umwelt die Marktkräfte und die 
technologische Entwicklung mitberücksichtigt werden. 
Vorschriften und Gesetze werden die Einsicht und die 
Eigenverantwortung nie ersetzen. Oekonomie und 
Oekologie bedingen sich gegenseitig und sichern damit 
unsere Existenz. Nachdem die bürgerlichen Parteien in 
den 80er Jahren das Feld rot-grünen Wendehals- und 
Gesinnungspolitikern überlassen haben, braucht es 
jetzt mehr echtes Grün. Alle Parteien sind es den kom-
menden Generationen schuldig, ihnen eine lebenswerte 
Welt zu hinterlassen.

Roger E. Schärer, Feldmeilen



Freitag, 8. Februar 2019 9

Von einem Schweizer Anwalt …
… sei hier berichtet, der – moderner 
Zeitgeistlogik folgend – seine Gewis-
sensbisse halbiert, um seine Kunden-
schar zu verdoppeln. Ruedi Raffzahn 
war fast stets Klassenprimus an den 
schweizerischen Bildungsstätten, an 
denen er sich aufhielt. Nach der Matura 
studierte er Jura, erhielt ein Stipendium 
und schloss mit «summa cum laude» 

ab. Später eröffnete er eine eigene Praxis, die dank seiner 
speziellen Klientel blendend läuft. 

In der Erkenntnis, dass in der schweizerischen Asylindust-
rie viel Geld zu verdienen ist, vertritt er hauptsächlich kri-
minelle Ausländer, denen hier die Abschiebung droht. Ein 
wahrhaft lukratives Genre. Er geniesst in der Region bei 
Ausländern einen exzellenten Ruf, sie rennen ihm die Türe 
ein. Woher sie das Geld für seine horrenden Forderungen 
nehmen? Interessiert ihn nicht. Ebenso prallt es an ihm ab, 
ob es rechtens sei, überführten Kriminellen zum Schaden 
der Mitbürger den Aufenthalt im Lande zu ermöglichen. Er 
zeigt keine Solidarität mit jenen, die ihm über den Steu-
erbatzen die Ausbildung an der Uni finanziert haben. Als 
die «Basler Zeitung» kürzlich unter Berufung auf das Bun-

desamt für Statistik (BFS) in einem schweizweit beachteten 
Artikel darauf verwies, dass fast die Hälfte aller kriminellen 
Ausländer im Lande bleibt (46 Prozent, Quelle BFS), sagte 
er nur, so wirke halt die Härtefallklausel.

Nun wurde er aber zum Gespött. Er hat beim Bezirksge-
richt Klage gegen Asylanten eingereicht, die ihr täglicher 
Spaziergang an seiner Millionenvilla vorbeiführt. In nicht 
zu toppendem Zynismus wollte er ihnen gerichtlich eine 
andere Route aufzwingen – nach dem Grundsatz: «Bleibt 
im Lande, aber meinem Hause fern!» Solches Übermass an 
Doppelmoral war dem Richter zu viel, er schmetterte die 
Klage wuchtig ab. 

Raffzahn bleibt jedoch hochaktiv: Dem Vernehmen nach 
will er nun jene Schweizer Muslime vertreten, die aktuell 
Bundesgelder für den Schutz ihrer Moscheen einfordern. 
Seltsam: In manchen muslimischen Ländern werden Chris-
ten verfolgt, die Kirchen angezündet – hier aber fordern sie 
mit Raffzahns Support Geld zum Schutz ihrer Moscheen. 
Triste Erkenntnis: Anwalt Ruedi Raffzahn ist kein Diener 
am Recht, sondern ein Verdiener am Unrecht. 

Charly Pichler  pichler@thurweb.ch 
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Wir sind am WEF, und die «NZZ» berichtet. Zahlreiche 
russische Stammgäste wurden vom WEF ausgeladen. 
Weil sie auf der Sanktionsliste der Amis stehen. Nun 
sind die WEF-Gewaltigen doch noch zu-rückgekrebst 
und haben sie als Gäste 2. Klasse eingeladen. Mit vielen 
Einschränkungen: Sie dürfen nicht mit Amerikanern re-
den und noch weniger mit ihnen «geschäften». Am WEF 
selber dürfen sie auch keine Vorträge besuchen, die von 
Amerikanern gehalten werden oder bei denen sie mit-
wirken. Und «alle» machen mit, im vorauseilenden Ge-
horsam. Wir sind nicht «russenfreundlich», aber das ist 
Ausgrenzung pur. WEF-Arroganz auf Geheiss der USA.

*
Berufsmilitärs werden betrogen, und die Armee wird 
absichtlich ausgehungert. Nach über zwei Jahren zäher 
Verhandlungen der «Sozialpartner» hat der Bundesrat 
am 30.11.2018 entschieden, dass das Pensionierungsalter 
für Berufsmilitärs ab 2019 auf 65 angehoben wird. Be-
reits vor drei Jahren wurde das reguläre Pensionierungs-
alter um zwei Jahre angehoben. Die Arbeitsverträge sind 
das Papier nicht wert, auf dem sie gedruckt sind. Zudem 
wird nun bereits zum zweiten Mal der Renten-Umwand-
lungssatz reduziert. Was im Klartext zur Folge hat, dass 
für längere Arbeitszeiten noch weniger Rente ausbezahlt 
wird. Damit sind wir die einzige Armee der Welt, die Be-
rufsmilitärs bis zum Alter 65 beschäftigt bzw. verpflich-
tet. Die Motion von Nationalrätin Estermann welche eine 
Anpassung des Rentenalters verhindern wollte, wurde 
kläglich abgelehnt. Weil die Ahnungslosen nicht wussten, 
worum es ging. Niemand hat sich für die Berufsmilitärs 
eingesetzt. Mehrfache Arbeitszeiterfassungen haben ge-
zeigt, dass bei ihnen die 60 Stunden-Woche üblich ist. 
Der Bundesrat (an der Spitze der Cüpli-Sozialist Berset) 
will demnächst das Rentenalter 67 generell einführen. 
Deshalb mussten die BM als erste dran glauben, und sie 
müssen mit hohlen Versprechungen leben.

Noch schlimmer: Weder der bisherige Chef VBS noch der 
Armeechef haben diese massiven Verschlechterungen 
dem Berufskader persönlich vorgetragen. Im vergan-

genen Jahr haben bereits 40 Profis gekündigt, und es 
werden weitere folgen. Dass bei derart miserablen Bedin-
gungen kein Nachwuchs bereitsteht, verwundert nicht. 
So werden an der MILAK (Militärakademie) Studien- 
jahrgänge geführt mit fünf (!) Teilnehmern. «In weiser 
Voraussicht» haben die stillosen Akteure im Bundesrat 
und im Parlament diese miserable «Lösung» noch durch-
gepaukt, bevor die Departemente neu verteilt wurden. 
Eine Schmierenkomödie sondergleichen.

Tis Hagmann

In der Schweiz leben bekanntlich viele Deutsche. Sie 
sind ordentlich gemeldet und teils gar eingebürgert 
und akzeptieren und befolgen hiesige Gesetze. Einige 
scheinen mit der AfD in Deutschland zu sympathisie-
ren. So weit, dass sie dieser AfD sogar Spenden zukom-
men lassen. Wohl wissend, dass nach schweizerischem 
Recht jedermann völlig frei ist zu unterstützen, wen 
er will. Schliesslich muss hier niemand begründen, 
warum er welche Gruppierung unterstützt. 

Das passt den Medien offensichtlich nicht. Sie fordern 
gebieterisch und entrüstet «volle Transparenz». Geht 
es wirklich um Transparenz? Wollen sie nicht viel eher 
ihre Lust befriedigen, AfD-Sympathisanten nach allen 
Regeln journalistischer Methodik durch den Kakao zu 
ziehen und fertigzumachen?

us

«Bald jeder Zweite studiert», vermeldeten neulich 
verschiedene Zeitungen. Wenn das stimmt, so ist 
das keine gute Nachricht. Wir haben in der Schweiz 
einen zunehmenden Mangel an guten Handwerkern 
und an tüchtigen Berufsleuten – und gleichzeitig im-
mer mehr «Studierte», die dann keine Stelle finden. 
Und überhaupt: Werden die Leute wirklich immer 
«gescheiter»? Oder werden nicht vielmehr die An-
forderungen gesenkt?

hf 
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Kinder an die Front
Fasziniert vom Trend nach Emotion wird die Instrumen-
talisierung Minderjähriger immer unverfrorener in den 
Dienst politischer Kampagnen gestellt. Am WEF in Davos 
wurde eine 16-jährige Schwedin als «Super-Star» gefeiert, 
die unter dem Asperger-Syndrom – einer Variante des Au-
tismus – leidet und damit eine «Eignung» einbringt, die 
den Strippenziehern im Hintergrund nicht entgangen sein 
dürfte. Das Asperger-Syndrom zeichnet sich durch einen 
stark eingegrenzten Interessenhorizont aus, auf den die 
Betroffenen fixiert bleiben. 

Die junge Autistin las der Zuhörerschaft mit versteinerter 
Miene vor, dass aufgrund einer Verlautbarung des IPCC (In-
tergovernmental Panel on Climate Change) … «wir weniger 
als 12 Jahre Zeit haben, um unsere Fehler zu revidieren.» 
Dies lasse keine Kompromisse mehr zu – nur Lösungen in 
Schwarz oder Weiss. Ihr Vater bestätigte auch gegenüber 
der Presse, dass seine Tochter die Schule bereits abgebro-
chen habe, weil sie nur schwarz für die Zukunft sehe. So gab 
sie denn auch preis: «Ich möchte nicht, dass Ihr hoffnungs-
voll seid. Ich möchte Euch in Panik (sehen). Ich möchte, dass 
Ihr die Furcht fühlt, die ich täglich verspüre. Unser Haus 
steht in Flammen!» 

Es war kein Zufall, dass zur selben Zeit deutsche Lehrer 
Tausende Schüler dazu anhielten, dem Unterricht unent-
schuldigt fernzubleiben, um für «Demonstrationen gegen 
den Klimawandel» auf die Strasse zu gehen. Schon heute 
wird jeder zweite Artikel zum CO2-Ausstoss in den Main-

stream-Medien von einem Bild mit Kühltürmen umrahmt, 
aus denen jedoch – wer weiss es schon – kein CO2, sondern 
nur weisser Wasserdampf gegen den Himmel steigt. Nach-
dem der staatliche Bildungsauftrag statt Wissensvermitt-
lung vermehrt Verhaltenskontrolle betreibt, wird künftig 
nur noch eine Minderheit wissen, dass die Temperatur-
schwankungen auf der Erde zu 70 Prozent dem Auf und Ab 
der Sonnenaktivitäten gemäss dem De Vriess-Effekt unter-
liegen und mit CO2-Ausstoss nur am Rande zu tun haben. 

Paul Reichmann

Meine Frage: «Wie hoch ist denn der CO2-Anteil in der 
Luft?» 
Seine Antwort: «Hoch! Sehr hoch! Viel zu hoch!»
Ich: «Wie hoch denn?» – «Wie viel Prozent?»
Er: «Weiss ich nicht!»
«Aha», dachte ich, «ein wahrer Kenner … » Ich fragte also 
weiter: «Was ist denn sonst noch in der Luft?»
Er: «Sauerstoff!» 
Ich: «Richtig! Und wie viel Prozent?»
«Weiss ich nicht!» war seine Antwort. 
Ich erklärte ihm, dass es wohl so um die 21 Prozent sind. 
Es erschien ihm plausibel. 
Ich weiter: «Welche Gase sind denn sonst noch in der Luft 
enthalten?» Kopfschütteln … Schulterzucken …
Ich: «Edelgase! Argon, Xenon, Neon, Krypton … ! Schon mal 
gehört? Die machen aber nur ein knappes Prozent aus!» 
Nachdenkliches Staunen. Ich wiederholte meine letzte Fra-
ge. Wieder Schulterzucken und Augenverdrehen. 
Ich: «Schon mal was von Stickstoff gehört?» 
«Ach ja, stimmt … Stickstoff! Ja, den haben wir auch in 
der Luft.» 
Ich: «Und? Wie viel Prozent?» 

Er: Wieder Schulterzucken. Ich liess aber nicht locker, er-
läuterte ihm, dass es etwa 78 Prozent sind. Seine in der 
linken Hand gehaltenen Flyer sanken immer tiefer. Nach 
kurzem Kopfrechnen (gefühlte 60 Sekunden) meinte er: 
«Das kann nicht stimmen, das glaube ich Ihnen nicht, weil 
dann ja für CO2 nichts mehr übrig bleibt!» 
Ich: «Eben! Sie haben Recht! Zumindest fast! Es sind näm-
lich nur 0,038 Prozent CO2 in unserer Atemluft.»
Das glaubte er mir einfach nicht und liess mich stehen. 

*
Wer weiter rechnen möchte: Wir haben 0,038 Prozent CO2 
in der Luft. Davon produziert die Natur selbst etwa 96 
Prozent. Den Rest, also 4 Prozent, der Mensch. Das sind 4 
Prozent von 0,038 Prozent, also 0,00152 Prozent. Der Anteil 
von Deutschland ist hieran 3,1 Prozent. Somit beeinflusst 
Deutschland mit 0,0004712 Prozent das CO2 in der Luft. 
(Bei der Schweiz ist es wiederum ein Bruchteil davon.)

*
Damit wollen wir die Führungsrolle in der Welt überneh-
men, was uns jährlich an Steuern und Belastungen etwa 
50 Milliarden Euro kostet. Denken Sie bitte darüber nach.

Robert Imberger

 Fragen an einen Klima-Aktivisten
von Robert Imberger; hat an der Technischen Universität Aachen Reaktorphysik und Thermohydraulik studiert

Kürzlich war ich auf einem örtlichen Markt. Dort gab es einen Stand zum Thema «Klimaschutz». Ich wurde als Passant auf die 
CO2-Problematik angesprochen. Ich habe mir erlaubt, dem knapp 30-jährigen Aktivisten einige Fragen zu stellen.

Liebe Kinder in Deutschland und der Schweiz, 
zurzeit schwänzt ihr die Schule, um gegen  
den Klimawandel zu demonstrieren. Gegen 
CO2 sowie gegen Kohle und Atome. Super.

Wir Kinder im Kongo würden gerne zur Schule 
gehen, müssen aber Kobalt abbauen, damit  
die Saubermänner und Sauberfrauen bei euch 
ein sauberes Elektroauto fahren und Diesel- 
fahrzeuge verdammen können.



Verfassungswidrige, untaugliche Armee-Führung ab Bern

 Eine Fehlkonstruktion
von Simon Küchler, Korpskommandant aD, Steinen SZ

Noch nie seit meinem Rücktritt vom Kommando des Gebirgsarmeekorps 3 bin ich so intensiv von meiner Umgebung um meine 
Meinung befragt worden, wie kürzlich zu den Spesen-Exzessen im VBS. Dies ist Anlass zu einigen grundsätzlichen Überlegungen 
zur aktuellen Führungsstruktur in der WEA (Weiterentwicklung der Armee). Die Fehlentwicklung im Bereich Führung begann 
mit der Armee XXI, als Bundesrat Ogi den Begriff der «professionellen Führung» ab Bern prägte.

Diese sogenannte «professio-
nelle Führung» hat versagt. 
Am Beispiel der WEA lässt 
sich nachweisen, dass das von 
der professionellen Führung 
des VBS entwickelte Konzept 
untauglich ist, weil es nicht 
verfassungskonform ist. Das 
von Bundesrat Ueli Maurer im 
Vorfeld der WEA in Auftrag 
gegebene Gutachten vom 23. 

August 2010, erstellt von Prof. Dr. Rainer J. Schweizer 
von der Universität St. Gallen, gibt klare Vorgaben zu 
den verfassungsmässigen und völkerrechtlichen An-
forderungen an die Verteidigungskompetenz und das 
Leistungsprofil der Armee. 

Was hat die «professionelle Führung» in Bern daraus 
gemacht? Die WEA verletzt in mehreren Bereichen die 
Verfassung. Dazu ein Beispiel zur Inneren Sicherheit: 
Die Bestände nach WEA reichen nie und nimmer aus, 
um den verfassungsmässigen Auftrag zur Inneren 
Sicherheit (Bundesverfassung, Artikel 173 und 185), 
bzw. die Strategie des Bundesrates vom 18. Septem-
ber 2015 umzusetzen und landesweit die lebenswich-
tigen Objekte gegen akuten Terrorismus zu schützen. 
Werden solche massiven Mängel dem Anspruch einer 
professionellen Führung gerecht? Wohl kaum. Die 
«Pro Militia» fordert deshalb zurecht, dass nach der 
Umsetzung und der Konsolidierung der WEA ein ver-
fassungskonformer Neu-Aufbau der Armee eingeleitet 
wird. Sonst müsste man ehrlicherweise die Verfassung 
ändern.

Führung ab Bern ist milizfeindlich
Mit der Abschaffung der vier regionalen Armeekorps und 
der Zentralisierung der Führung in Bern wurde die Miliz 
massiv geschwächt. Gemäss Professor Schweizer müsste 
die Milizarmee bis in die höchsten Ränge von Milizkadern 
geführt werden. Davon sind wir weit entfernt. Die Miliz 
hat immer weniger Aufstiegsmöglichkeiten. Ich war der 
letzte Milizoffizier, der es vor 25 Jahren zum Komman-
danten eines Armeekorps gebracht hat. Und heute? Dass 
ein Milizler bis zum Korpskommandanten aufsteigt, ist 
undenkbar, obwohl dies die Verfassung gemäss Schweizer 
fordert. Zudem ist die aktuelle Führungsstruktur im VBS 
de facto eine Verschmelzung von Führungsstruktur und 
Verwaltung – für die Miliz völlig intransparent.

Führung ab Bern ist ein teurer Overhead
Zu meiner Zeit gab es auf 10’000 Armeeangehörige einen 
Höheren Stabsoffizier (Brigadier / Divisionär / Korpskom-
mandant). Heute braucht man offensichtlich bereits für 
2’000 Wehrmänner einen Offizier im Generalsrang. Das 
ist mehr als lächerlich. Jeder Regiments-Kommandant 
hat früher einen grösseren Bestand kommandiert, ohne 
General zu sein. Zu viele Stäbe verderben den Brei. 

Bei Wiedereinführung einer dezentralen Führung mit 
zwei Armeekorps, wie dies «Pro Militia» fordert, wür-
de ein Armeestab in Bern für die Planung der Einsätze 
genügen. Die Führung ginge dann an die Armeekorps 
über. Es würde so kein «Kommando Operationen», kein 
«Kommando Unterstützung» und auch kein «Kommando 
Heer» brauchen. Die Verwaltung würde wieder schlank 
und wesentlich kostengünstiger als heute. Zwei dezen- 
trale Armeekorps wären auch wesentlich miliznaher und 
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regional verankert. Und wir hätten eine klare Trennung 
von Führung und Verwaltung.

Die Exzesse in der VBS-Führung sind inakzeptabel
Was sich in den letzten Jahren im VBS im Bereich «Spe-
sen» zugetragen hat, ist unverantwortlich und ruft nach 
politischen Konsequenzen. Die Exzesse werfen auch ein 
schlechtes Licht auf die Berner «professionelle Führung». 
Wenn die Politik es einfach hinnimmt, dass für ein Gela-
ge über eine halbe Million Franken ausgegeben werden, 
trägt dies massiv zur schwindenden Glaubwürdigkeit der 
Armee bei. Man darf ohne Massnahmen nicht erwar-
ten, dass der Steuerzahler bereit sein wird, für grössere 
Rüstungsvorhaben Milliarden zu sprechen. Wer zudem 
glaubt, er könne mit solchen Gelagen oder mit Geschen-
ken in Form von Goldmünzen – bezahlt mit Steuergel-
dern – seine persönliche Akzeptanz erhöhen, hat diese 
unabhängig vom hohen Grad in der Öffentlichkeit längst 
verloren. 

Sind das akzeptable Voraussetzungen für eine Führung 
in kritischer Lage? Bemühend war die Begründung des 
VBS, es gebe erst seit kurzer Zeit eine Spesenregelung. 
Lächerlich. Von hohen Funktionsträgern ist zu erwarten, 
dass sie verantwortungsvoll mit Steuergeldern umgehen. 
Dafür braucht es keine Regelung. Wenn ein hoher Offizier 

im delikaten Bereich der Steuergelder seine Grenzen nicht 
kennt, so ist er fehl am Platz. Zudem hat er mit seinem 
Gehabe auch all jene Funktionsträger und Kameraden in 
ein schlechtes Licht gebracht, die sich nie solche Exzesse 
leisten würden. Die Schuldigen müssen ohne Wenn und 
Aber zur Rechenschaft gezogen werden.

Die Politik muss handeln
Sollen künftige Rüstungsvorlagen vom Stimmbürger noch 
akzeptiert werden, darf die Politik solche Exzesse nicht 
tolerieren. Ein blosser Ausdruck der Bestürzung ist keine 
politische Regelung der Vorfälle. 

Und nochmals das Entscheidende: Die Führungsstruk-
turen müssen neu gestaltet werden. Die «professionelle 
Führung ab Bern» muss ersetzt werden durch zwei miliz-
nahe und regional verankerte Armeekorps. Dazu braucht 
es massiven politischen Druck. Die Mehrheit der 50 Ge-
neräle der WEA, die in Bern tätig sind, wird nicht von 
sich aus an ihrem Bürostuhl sägen und eine neue Füh-
rungsstruktur vorschlagen. Dazu braucht es eine strikte 
Vorgabe der Politik an das VBS. Kommt diese nicht, wird 
die Glaubwürdigkeit der Armee noch weiter sinken. Dies 
nicht wegen der Leistungen der Truppe, sondern wegen 
der Fehlleistungen der «Führung ab Bern».

Simon Küchler

Die heutige Kommandostruktur nach WEA
Zentrale Führung mit grossem Verwaltungsapparat: 
Zu viele unkoordinierte Stäbe in Bern, keine pyrami-
denförmige Hierarchie mit klaren Verantwortlich-
keiten, zu viele «Generäle». Unklare Führungsver-
antwortung vor Ort. Zudem ergibt die Trennung von 
Sicherung und Verteidigung eine kaum kriegstaugli-
che Führungsstruktur. Eher milizfeindlich.

Vorschlag: Zwei dezentrale Armeekorps
In Bern führt ein Armeestab – verantwortlich für alle 
Einsätze. Die (gemäss WEA) übrigen Stäbe braucht es 
in Bern nicht mehr. Es gibt wieder einen Generalstabs-
chef an Stelle des Chefs der Armee. Die Armeekorps 
führen die Einsätze dezentral und sind verantwortlich 
für alle Einsätze in ihrem Raum. Der pyramidenför-
mige Aufbau ist milizfreundlich. Die echte Dezentrali- 
sation bringt eine bessere Vertretung der Regionen 
und einen massiven Abbau der Militärverwaltung – 
und es gibt wieder Infanterie-Kampfbrigaden.Chef
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Der Journalist und das Ausnahmetalent 

 Köppeliaden 
Vergangenen Herbst kam ein interessantes Buch auf den Markt, verfasst vom Journalisten Daniel Ryser. Es schildert «den Weg 
von Roger Köppel». Sein Titel: «In Badehosen nach Stalingrad». 

Zur Jugend, zu den Studienjahren, zu den journalisti-
schen Anfängen Köppels erfährt der Leser durchaus 
Interessantes, Aufschlussreiches. Im Mittelpunkt steht 
freilich die Auseinandersetzung eines Alltagsjourna-
listen mit dem Ausnahmetalent Roger Köppel, dessen 
Laufbahn den Buchautor offensichtlich überfordert. 

Der «Fremdenfeind» (Seiten 54 / 55)

So, wenn er Köppel zu Beginn vorstellt als jungen 
Sportsmann im Team einer erfolgreichen Landho-
ckey-Mannschaft. Diese Mannschaft habe auch Spit-
zenspieler aus Malaysia und Pakistan aufgenommen, 
was ihren Erfolg beflügelte. Diese «Fernöstler» seien 
von einheimischen Spielern oft beleidigt und verbal 
grobschlächtig attackiert worden, nie aber von Roger 
Köppel: 

«Roger hatte grossen Respekt vor ihnen, nicht nur 
sportlich, sondern auch menschlich.» 

Ryser lässt zusätzlich einen ehemaligen Mannschaftskol-
legen über Köppel sagen:

«Er war nicht wertend, er verurteilte die Leute nicht. Das 
war im Landhockey damals nicht selbstverständlich. Da gab 
es viele sehr ausländerfeindlich eingestellte Leute in den Ver-
einen, und wir wurden teilweise massiv angefeindet wegen 
unseren ausländischen Spielern.» 

Ryser staunt im Rückblick, wie Köppel sich im «interkultu-
rellen Club» wohlgefühlt habe. Aber auch in seinem Studen-
tenjob im Frachthof des Flughafens habe Köppel mit Spa-
niern und Serben zusammengearbeitet – und nie schlecht 
geredet über diese Leute. Ryser wörtlich: 

«Das Fremde machte ihm nicht Angst, es inspirierte ihn, und 
er sog dieses Gefühl regelrecht auf.» 

Doch dann münden die Ausführungen Rysers in kapitales 
Unverständnis: 

«Dass er plötzlich auf diese Menschen eindrischt, kann ich 
nicht nachvollziehen.» 

So handelt Ryser den Wandel vom Menschen Köppel zum 
Politiker Köppel ab. Wozu man Ryser fragen muss: Hat je-
mals irgend jemand Köppel auf Ausländer «eindreschen» 
sehen? Wenn nicht mit Fäusten, so doch verbal? Heisst, 
nicht einverstanden zu sein mit der Nichtumsetzung der  
Initiative gegen die Masseneinwanderung durch Bundes-
bern, «auf Ausländer einzudreschen»? Greift ein Journalist, 
der Köppels politische Haltung pauschal und völlig unre-
flektiert verabscheut, kurzerhand zur Moralkeule, weil ihm 
gegen Köppels Haltung die Argumente fehlen? 

Der missratene Schüler (Seiten 68 / 69)

Ausführlich lässt Daniel Ryser Roger Köppels Doktorvater, 
Philosophie-Professor Georg Kohler, zu Wort kommen. Die-
ser lobt Köppel, dem er zu seinem Abschluss die Bestnote 
gegeben habe, mit folgenden Worten:

«Köppel sei an der Universität kein Rudi Dutschke gewe-
sen, keiner, der auf den ersten Blick herausstach. ‹Er war 
aufmerksam, hörte zu, war sehr fleissig, konnte schreiben. 
Es war sichtbar, dass dieser Mann ein grosses Talent ist›.»  

Doch dieser Beurteilung folgt, als Kohlers Hammerschlag, 
folgender Abschluss:

«Ich nenne ihn gelegentlich meinen ‹missratenen Schüler›.» 

Ist also «missraten», wer im Mainstream nicht kritiklos 
mitmarschiert? Liefert Kohler mit seinem Unwort über den 
«missratenen Schüler» nicht weit weniger eine Charakteri-
sierung Köppels als ein Abbild der sich in ideologischem Ein-
topf selber verengenden und beengenden Universität Zürich? 
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Von Blocher gemieden? (Seiten 131,223 / 224,233)

Der Vergleich Köppels mit Blocher darf in Daniel Rysers 
Buch nicht fehlen: Blocher tue sich schwer mit dem «Intel-
lektuellen», meint Ryser. Im Blick auf die Regelung seiner 
Nachfolge legt er Blocher – vorgestellt als den Befehlsaus-
geber von Herrliberg – folgende Sätze in den Mund:

«Oder fragt sich Blocher nicht auch, ob das (gemeint ist der 
denkbare Aufbau Köppels zu Blochers Nachfolger) nicht ein 
tödlicher Fehler sein könnte, weil Köppel zu militant ist, zu 
eisig, zu wenig verankert. Blocher ist ein Familienmensch, 
ein Pfarrerssohn. Im Vergleich zu Blocher könnte man Roger 
als extraterrestrisches Wesen beschreiben. Das hat ihn auch 
immer so stark gemacht: Er hat in dieser Welt nichts zu 
verlieren, deshalb muss er auch keine Rücksicht nehmen.» 

Solch idyllischer Vorstellung vom «Familienmenschen» Blo-
cher folgend, erachtet es Daniel Ryser als folgerichtig, dass 
Blocher dem Weltwoche-Herausgeber Köppel eine Karriere 
in der SVP verbaue, indem er ihm seine eigene Tochter, 
Magdalena Martullo, offensichtlich vorziehe. Köppel, angeb-
lich vor allem destruktive «Rundumschläge» im Parlament 
austeilend, sei in den Augen Blochers zur Führung einer 
Organisation nicht befähigt. Ryser wörtlich:
 
«Er kriegt einerseits unglaublich grosse Aufmerksamkeit, 
weil er eine durchaus aussergewöhnliche Figur ist. Rheto-
risch ein Ausnahmetalent. Aber er ist kein Brückenbauer.» 

Aus solcher Einschätzung habe Christoph Blocher seine 
Nachfolge in der Parteileitung geregelt. Ryser, eigentlich 
triumphierend: 

«Es ist nicht Köppel, es ist seine Tochter Magdalena Martullo.» 

Dass Blocher, als Ryser die vermeintliche Deklassierung 
Köppels befriedigt vermeldete, mit Köppel bereits die Nach-
folge absprach im in der Auseinandersetzung um die EU-
Frage zweifellos nicht ganz unwichtigen, 7’500 persönliche 
und 133 juristische Mitglieder zählenden «Komitee gegen 
den schleichenden EU-Beitritt», muss den Mainstream-
Journalisten bös auf dem linken Fuss erwischt haben. Eng 
vernetzt mit der Classe politique, ist es für Daniel Ryser 
offensichtlich nicht nachvollziehbar, dass ein Politiker, der 
Kompliziertes, die Öffentlichkeit Täuschendes und Ver-
wirrendes der Bevölkerung so plausibel, verständlich und 
mitreissend präsentieren kann, dass der Souverän die in 
Richtung Brüssel ränkeschmiedenden Ausverkäufer ele-
mentarer schweizerischer Interessen plötzlich zu durch-
schauen vermag.

Der Redaktor (Seite 223)

Daniel Ryser porträtiert einen erfahrenden Redaktor, des-
sen Entscheidungen er offensichtlich in keinerlei Weise zu 
verstehen vermag. Dass ein brillanter Publizist dann, wenn 
Bundesbern Entscheide des Schweizer Souveräns kurzer-
hand übergeht, nicht länger bloss schreiben, sondern als 
verantwortungsbewusster Staatsbürger seine Talente auch 
für die politische Auseinandersetzung im Land einsetzen 
will – dazu findet Daniel Ryser bloss zu abwertendem 

Kommentar. Er spricht ihn freilich nicht persönlich aus. 
Er zitiert dazu aus einem langen, polemischen Brief eines 
Kollegen, eines ehemaligen Weltwoche-Mitarbeiters. Dies 
erlaubt Ryser schärfere Abrechnung mit Köppel, behauptete 
Realität in der Weltwoche-Redaktion geisselnd:
  
«Die Meinungsvielfalt, die Du behauptest, erstickt unter 
dem Primat der Parteipolitik. Die Kampagnen zum Asyl-
chaos (2015) und zur Masseneinwanderung (2016) waren 
absurd, weil nicht journalistisch, sondern politisch diktiert. 
Es gab auch bedenkenswerte Argumente der ‹Volksverräter› 
beziehungsweise unangenehme Fragen an die SVP, so etwa, 
weshalb sie sich drei Jahre lang um verbindliche Aussagen 
zu den Höchstzahlen, zur Personenfreizügigkeit oder zum 
Verhältnis mit EU drückte; aber diese Gegenmeinungen 
kamen bei uns kaum vor, weil wir fast ausschliesslich die 
Propaganda der SVP verbreiteten.» 

Verwechselt da einer nicht abgrundtiefen persönlichen 
Aberwillen mit der Realität? Unterscheidet sich denn po-
litische von journalistischer Wahrheit? Da werden Sätze 
geschrieben, die mit der Realität wenig zu tun haben. Es 
ist der Vorzug der Weltwoche, anstehende politische Fragen 
von allen Seiten beurteilen zu lassen. Muss sich, wer zu 
Kommentaren aus unterschiedlichen Warten Schlussfol-
gerungen zieht, persönliche Abrechnung durch Kommen-
tatoren mit anderen Standpunkten gefallen lassen? Muss 
sich Köppel, weil er im Mainstream wohlbegründet nicht 
mitmarschiert, als charakterlich defekt und beruflich ver-
kommen abqualifizieren lassen?

Trotz allem: Das Buch von Daniel Ryser ist lesenswert. Nicht 
zuletzt, weil man die Denkvorgaben der Mainstream-Jour-
nalistenszene serviert bekommt, die in ähnlicher Klarheit 
nur selten präsentiert werden: Wer sich vom Mainstream 
nicht treiben lässt, wird nicht als Andersdenkender respek-
tiert. Er ist Gegner, Niederzumachender. Dem Leser wird 
eine Form von Journalismus präsentiert, die den differen-
zierten Journalismus eigentlich überflüssig werden lässt, 
weil damit Rechtgläubigkeit verlangt, nicht aber Meinungs-
vielfalt respektiert wird. 

Ulrich Schlüer
Daniel Ryser: «In Badehosen nach Stalingrad – Der Weg von Roger Köppel». 
Echtzeit, Basel 2018  
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Der Schweizer Journalist des Jahres

 Blick ins Güllenloch eines
 Bankenskandals
von Hans Geiger, em. Professor für Bankenwesen, Weiningen ZH

Kürzlich wurde der Journalist des Jahres 2018 in Zürich geehrt. Der Preisträger heisst Lukas Hässig und betreibt als Einzelun-
ternehmer die Online-Plattform  «Inside Paradeplatz» (IP). 

Knackige Artikel auf seiner 
Webseite erreichen 30’000 
Klicks und mehr. Dies war 
der Fall beim Knaller der 
letzten Woche «Jauchegrube 
Raiffeisen: Ganze Spitze war 
dabei». Die Begründung für 
seine Wahl lautet: «Fast im 
Alleingang löste Finanzjour-
nalist Hässig eine Affäre aus, 
welche die zuvor populärste 
Bank des Landes in eine tiefe 
Krise und ihren CEO Pierin 

Vincenz in Untersuchungshaft führte.» Brisant sind 
dabei drei Dinge: Der Sturz des Bankenstars Pierin 
Vincenz; die  Demontage der hochgelobten  Raiffeisen-
Genossenschaftsbank und das Versagen der Schweizer 
Mainstream-Medien.

Lukas Hässig ist Wirtschaftsjournalist, 55 Jahre alt, 
verheiratet und Vater von vier Kindern. Im Lauf seiner 
Karriere hat er in vielen Redaktionen gearbeitet: Welt-
woche, Bilanz, Facts, SonntagsZeitung, Finanz und 
Wirtschaft, Radio 24. Seit Juni 2006 ist er freischaf-
fender Journalist, seit 2011 betreibt er den Finanzblog 
«Inside Paradeplatz». 

Der Sturz des heiligen Pierin 
Die erste Geschichte beginnt am 4. April 2016 mit 
einer SMS-Anfrage von Hässig bei Vincenz, dem die 
Bank bei seinem Rücktritt im Jahr 2015 eine Fest-

schrift unter dem Titel «Dr. Pierin Vincenz – Bergler 
und politischer Banker» gewidmet hat. Politiker aller 
Couleurs überschütten ihn mit Lob. Ein CVP-Ständerat 
schwärmt vom «heiligen Pierin». In der SMS erkun-
digt sich Hässig nach einer Zahlung, die Vincenz von 
seinem Compagnon Beat Stocker für den Kauf eines 
Hauses im Tessin erhalten habe. Hässig bezweifelt die 
Geschichte vom Hauskauf und erkundigt sich nach ei-
ner Transaktion zwischen Vincenz und seinem Compa-
gnon Stocker im Sommer 2015, «welche im zeitlichen 
Umfeld der Neustrukturierung von Investment  und 
KMU Capital stattfand». Am 7. April publiziert Lukas 
Hässig auf IP den Beitrag «Pierin Vincenz im Strudel 
wegen brisanter Zahlung». 

Den vorläufigen Schlusspunkt der Geschichte bildet 
am 27.2.2018 die Verhaftung von Vincenz und Stocker 
durch die Zürcher Staatsanwaltschaft. Der Staatsan-
walt steckt die beiden für über drei Monate in Unter-
suchungshaft und eröffnet eine Strafuntersuchung we-
gen ungetreuer Geschäftsbesorgung. Auslöser ist eine 
Strafanzeige der Aduno Gruppe, bei der Pierin Vincenz 
lange Jahre Verwaltungsratspräsident war. Kurz nach 
der Verhaftung erstattet auch Raiffeisen Schweiz eine 
Strafanzeige gegen ihren ehemaligen Chef. 

Die Demontage der Raiffeisen Bank
Damit beginnt die zweite Geschichte – die Demontage 
der Raiffeisenbank. Mit der verspäteten Strafanzeige 
versucht sich Raiffeisen als Opfer ihres langjährigen 
Chefs darzustellen. Lukas Hässig kauft der Bank in 
St. Gallen diese Geschichte nicht ab. Bereits einen 
Tag nach der Verhaftung von Vincenz und Stocker 
schlägt Hässig auf IP wieder zu, im Untertitel steht: 
«Raiffeisen-CEO ist nach Polizei-Aktion bei Vorgänger 
unglaubwürdig – zu nah, zu aktiv – Teil der trüben 
Vergangenheit». Hässig schreibt, Patrik Gisel (Vin-
cenz’ Nachfolger und jahrelang dessen rechte Hand), 
versuche sich noch schnell zu retten. Gisel sei aber 
nicht Zaungast in dieser Geschichte. Er hätte im Herbst 
2015, als er von Vincenz das Zepter übernahm, sofort 
alles Intransparente und Verdächtige auf den Tisch 
legen müssen.

In den folgenden Monaten erscheinen zahllose weitere 
Artikel auf IP. Raiffeisen kämpft mit allen Mitteln ge-
gen Hässig. Die anonyme Beichte eines langjährigen 
Kadermanns der Raiffeisen  bei IP am 20. August 2018 

Die hier von Hans Geiger formulierten Gedanken 
zu den Vincenz-Folgen für die Raiffeisenbank sind 
bereits am 2. Februar per Mail den Lesern unseres 
allwöchentlichen Freitags-Kommentars «Brisant» 
übermittelt worden.

Das Mail-Bulletin «Brisant» verbreitet der Verlag 
«Schweizerzeit» weiterhin jeden Freitag. Als Au-
toren des Bulletins zeichnen abwechselnd Hans 
Geiger, Nationalrat Andreas Glarner, Grossrat 
Hermann Lei, Anian Liebrand und Ulrich Schlüer. 
Jeder «Schweizerzeit»-Abonnent, der uns dafür 
seine Mailadresse übermittelt, kann das Bulletin 
«Brisant» als kostenlose Zusatzdienstleistung un-
seres Verlags abonnieren. 



Freitag, 8. Februar 2019 17

A3-Farb-Drucker, -Kopierer, -Scanner und Fax 
von Brother dank MPS für 120.– statt 349.–
(Sie erhalten zudem eine Treueprämie von 60.–)

Weitere Angebote:

• Farblaser-Drucker A4: 69.– statt 349.– • Mono-Laser-Drucker A4: 49.– statt 319.–

mit 5 Jahren VorOrt-Garantie, MPS und fixen Kopien-Preisen von 20 Rp. farbig, 
2,5 Rp. mono exkl. MWST., alles inbegriffen. Gilt nur für Firmen mit Netzwerk.
 

50% Rabatt auf Gross-Systeme A3. Gilt auch für die Optionen wie Finisher, 
Heften, Lochen, GrossraumKassette, Binden, Mailbox-Ablage.

Seitenkosten: farbig 4 Rp. mono 0,4 Rp. Wievel bezahlen Sie jetzt?
 

OCoTex AG - 041 799 50 00

CH-7742 POSCHIAVO

unter dem Titel «Ich wusste vom Vincenz-Deal. Andere 
auch» bringt das Fass zum Überlaufen. Raiffeisen ver-
klagt IP auf einen Streitwert von 200’000 Franken und 
erwirkt vor dem Zürcher Handelsgericht eine super-
provisorische Verfügung. Der Blog muss den Bericht 
vom 20. August sofort löschen. Und jetzt kann Häs-
sig die Geschichte von der «Jauchegrube Raiffeisen» 
publizieren, und keiner reklamiert. Kein Mitglied der 
damaligen Geschäftsleitung ist mehr dabei, der Ver-
waltungsrat ist ausgewechselt. 

Das Versagen der etablierten Medien
Kurt Zimmermann, Chefredaktor der Zeitschrift 
«Schweizer Journalist», sagt im Gespräch mit Lukas 
Hässig: «Ich glaube, Sie sind für die Branche eine Art 
Idealtypus. Sie sind ein Journalist, der noch hinaus-
geht und recherchiert. Sie sind sozusagen das Gegen-
beispiel zu jenen Newsroom-Redaktoren, die nur noch 
am Computer sitzen».

Eigentlich ist die Wahl Hässigs ein Armutszeugnis für 
die etablierte Presse. Wie kann es sein, dass ein Ein-
zelkämpfer einen riesigen Bankenskandal aufdeckt 
und die Ikone des Schweizer Bankenplatzes zum Ab-
sturz bringt, während der Rest der «vierten Gewalt 
im Lande» wegschaut? Spielte das Inseratebudget von 
Raiffeisen eine Rolle? Die Wirtschaftspresse zeigte 
auch keine Lust am Recherchieren, als am 27. Juli 
2016 die dritte Story in der Causa Vincenz bei IP er-
scheint. Der Artikel erwähnt auch Patrik Gisel, den 
neuen Chef der Raiffeisenbank. Auf diesen Beitrag 
melden sich bei Hässig Kollegen aus drei Zeitungen 
der Tamedia Gruppe. Sie wollten von Hässig Unterla-
gen, was für diesen aber nicht in Frage kommt. Statt 
selbst zu recherchieren, legen sie die Hände in den 
Schoss.

Die grossen Zeitungen nehmen sich des Themas erst 
an, als Vincenz und sein Compagnon geschlagen sind. 
Hässig war in den turbulenten Monaten zuvor allein –  
konfrontiert mit einem Alphatier, das für seinen  
unzimperlichen Umgang mit Gegnern bekannt ist. 
Im Oktober 2017 wächst der Druck von Vincenz und 
seinem Partner auf Hässig ins Unerträgliche. Sie dro-

hen mit Strafanzeigen, Schadenersatzforderungen, 
verlangen Löschung aller Artikel und Verzicht auf 
Künftiges. In der Not bringt Hässig seinerseits die Idee 
einer Strafanzeige gegen Vincenz und Stocker ins Ge-
spräch. Jetzt geben die beiden Ruhe. Das nützt ihnen 
aber nichts mehr. Ende 2017 erstattet die geschädigte 
Aduno AG Strafanzeige gegen ihre langjährigen Chefs. 
Kurz darauf landet Vincenz für gut drei Monate im 
Bezirksgefängnis Dietikon.

Das Güllenloch
Und heute, wie steht es mit der Bezeichnung «Jauche- 
grube», mit der Hässig über 30’000 Klicks erhält? 
Für Raiffeisen offensichtlich kein Problem. Anlass 
für den Blogbeitrag ist der Bericht von Prof. Bruno 
Gehrig  über die Vorfälle bei Beteiligungen der Raiff-
eisen. Darin erwähnt Gehrig auch die Kritik der Fi-
nanzmarktaufsicht FINMA: Unzureichender Umgang 
mit Interessenkonflikten von Herrn Vincenz, unge-
nügendes Risikomanagement bei Kreditvergaben an 
Herrn Vincenz, ungenügende Kontrolle der Ausgaben 
von Herrn Vincenz, schwere Mängel in der Corporate 
Governance. «Güllenloch» scheint kein übertriebener 
Ausdruck dafür. Auf Sanktionen gegen einzelne Ver-
antwortliche verzichtet die FINMA. 

*
(Selbstverständlich gelten alle erwähnten Personen 
als unschuldig, solange sie nicht von einem Gericht 
rechtsgültig verurteilt sind.)

Hans Geiger

Der Artikel stützt sich auf den Bericht «Don Pierin: Wahre Geschich-
te», der auf der Webseite von Inside Paradeplatz herunter geladen 
werden kann (https://insideparadeplatz.ch/fall-vincenz-wahre-ge-
schichte). Zudem auf Artikel in der Zeitschrift «Schweizer Journalist» 
(http://www.schweizer-journalist.ch). 

Die Grünen und ihr Milieu: Selbstgerecht, auf mora-
lisch hohem Ross und tolerant nur gegenüber glei-
chen Meinungen.

Hinrich Rohbohm, Redaktor,  
«Junge Freiheit» Nr. 4/2019

Das aktuelle Zitat« »
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Der linke Zeitgeist ist demokratiefeindlich  
«Gegen die illegale Migration ist 
nichts zu machen, die Migranten 
kommen ohnehin.» Oder: «Die Per-
sonenfreizügigkeit kann unmöglich 
gekündigt werden, ansonsten fallen 
alle Verträge mit der EU dahin.» 
Wer keine stichhaltigen Argumente 
hat, kann seine Standpunkte kur-
zerhand als alternativlos erklären. 
Somit erübrigt sich jede inhaltliche 

Auseinandersetzung. Der linke Zeitgeist hat vor Jahren eine 
solche Politik der «Alternativlosigkeit» eingeleitet.  

Oft schieben die Gutmenschen diffuse «Menschenrech-
te» vor, um Volksentscheide zu missachten. Ein arbeits-
loser Schläger könne gar nicht nach Deutschland ausge-
schafft werden, da die «völkerrechtliche Verpflichtung» 
Vorrang habe. Dass das Schweizer Volk mit der Annah-
me der Ausschaffungsinitiative anders entschieden hat, 
scheint für die «Elite» in Politik und Gesellschaft nur 
ein störendes Nebengeräusch zu sein. 

Der linke Zeitgeist ist durch und durch demokratiefeind-
lich. Denn in einer Demokratie gibt es nie alternativlose 

Zustände. Italien beweist dies gerade ganz Europa und 
überführt alle Gutmenschen der Lüge, die behaupten, 
die illegale Migration aus Afrika sei nicht zu stoppen. 

Was angeblich unmöglich ist, schaffte der italienische 
Innenminister Matteo Salvini in nur gerade mal einem 
Jahr. Er reduzierte die illegale Migration über das Mit-
telmeer um 80 Prozent. Ist der Wille da, sind alle «alter-
nativlosen» Missstände innert kurzer Zeit gelöst. Dafür 
braucht es den Druck des Volkes. Italien musste zuerst 
von illegalen Migranten überrannt werden, bevor die 
Politik in der Person von Matteo Salvini handelte. 

Und in der Schweiz? Bei uns geht die schädliche Massen-
einwanderung ungehindert weiter. Die kriminellen Aus-
länder werden kaum ausgeschafft. Der Asylmissbrauch 
ist weiterhin die Regel und nicht die Ausnahme. Von sol-
chen Missständen hatte Italien genug. Wann erwacht das 
Schweizer Volk und macht der hiesigen «Elite» in Politik 
und Gesellschaft auch endlich Beine?

Samuel Balsiger

Samuel Balsiger ist Gemeinderat in der Stadt Zürich. In seiner monat-
lich erscheinenden Kolumne berichtet er über die Irrungen der linken 
Politik.

Frage der Woche
Innerhalb welcher Zeitspanne vermehrt sich die 
Bevölkerung Afrikas um eine Million? 

A Innert zwölf Tagen

B Innert sechzig Tagen

C Innert hundertzwanzig Tagen 

(Zutreffende Antwort ankreuzen und Wettbe-
werbstalon einsenden an «Schweizerzeit», Post-
fach 54, 8416 Flaach; Fax: 052 301 31 03; Mail:  
wettbewerb@schweizerzeit.ch)

Letzter Einsendetermin: Freitag, 15. Februar 2019 
(eintreffend)

Absender:
Name / Vorname:
Strasse / Nr.:
PLZ / Ort:
Telefon:
E-Mail:

Einsender der richtigen Antwort nehmen an einer 
Verlosung teil. Die Gewinnerin / der Gewinner er-
hält eine Einladung an die nächste Tafelrunde der 
«Schweizerzeit» (Nachtessen für zwei Personen 
mit «Schweizerzeit»-Herausgeber Ulrich Schlüer).

??? ???

 Kantonsrätin (Bezirk Uster)
 Stadträtin Dübendorf
 Verwaltungsrätin Spital Uster
 Justizkommission des Kantons Zürich
 Parlamentarische Gewerbegruppe,  
Wohn- und Grundeigentum, Sport

 Vorstand KMU und Gewerbeverband Kt. Zürich
 Präsidentin Bezirksgewerbeverband Uster
 Mitglied HEV Dübendorf &  
Oberes Glattal / Uster

Wahlkampfspenden: 
CH91 0900 0000 6189 6569 3
 

www.jhofer.ch

wieder in den Kantonsrat
Hofer

Jacqueline

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

2x auf 
Ihre Liste

Für Sicherheit & 
Stabilität

Hofer-48-5x125-Glattaler-Text.indd   1 17.01.19   09:49

 Kantonsrätin (Bezirk Uster)
 Stadträtin Dübendorf
 Verwaltungsrätin Spital Uster
 Justizkommission des Kantons Zürich
 Parlamentarische Gewerbegruppe,  
Wohn- und Grundeigentum, Sport

 Vorstand KMU und Gewerbeverband Kt. Zürich
 Präsidentin Bezirksgewerbeverband Uster
 Mitglied HEV Dübendorf &  
Oberes Glattal / Uster

Wahlkampfspenden: 
CH91 0900 0000 6189 6569 3
 

www.jhofer.ch

wieder in den Kantonsrat
Hofer

Jacqueline

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

2x auf 
Ihre Liste

Für Sicherheit & 
Stabilität

Hofer-48-5x125-Glattaler-Text.indd   1 17.01.19   09:49

 Kantonsrätin (Bezirk Uster)
 Stadträtin Dübendorf
 Verwaltungsrätin Spital Uster
 Justizkommission des Kantons Zürich
 Parlamentarische Gewerbegruppe,  
Wohn- und Grundeigentum, Sport

 Vorstand KMU und Gewerbeverband Kt. Zürich
 Präsidentin Bezirksgewerbeverband Uster
 Mitglied HEV Dübendorf &  
Oberes Glattal / Uster

Wahlkampfspenden: 
CH91 0900 0000 6189 6569 3
 

www.jhofer.ch

wieder in den Kantonsrat
Hofer

Jacqueline

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

2x auf 
Ihre Liste

Für Sicherheit & 
Stabilität

Hofer-48-5x125-Glattaler-Text.indd   1 17.01.19   09:49

 Kantonsrätin (Bezirk Uster)
 Stadträtin Dübendorf
 Verwaltungsrätin Spital Uster
 Justizkommission des Kantons Zürich
 Parlamentarische Gewerbegruppe,  
Wohn- und Grundeigentum, Sport

 Vorstand KMU und Gewerbeverband Kt. Zürich
 Präsidentin Bezirksgewerbeverband Uster
 Mitglied HEV Dübendorf &  
Oberes Glattal / Uster

Wahlkampfspenden: 
CH91 0900 0000 6189 6569 3
 

www.jhofer.ch

wieder in den Kantonsrat
Hofer

Jacqueline

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

2x auf 
Ihre Liste

Für Sicherheit & 
Stabilität

Hofer-48-5x125-Glattaler-Text.indd   1 17.01.19   09:49

 Kantonsrätin (Bezirk Uster)
 Stadträtin Dübendorf
 Verwaltungsrätin Spital Uster
 Justizkommission des Kantons Zürich
 Parlamentarische Gewerbegruppe,  
Wohn- und Grundeigentum, Sport

 Vorstand KMU und Gewerbeverband Kt. Zürich
 Präsidentin Bezirksgewerbeverband Uster
 Mitglied HEV Dübendorf &  
Oberes Glattal / Uster

Wahlkampfspenden: 
CH91 0900 0000 6189 6569 3
 

www.jhofer.ch

wieder in den Kantonsrat
Hofer

Jacqueline

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

2x auf 
Ihre Liste

Für Sicherheit & 
Stabilität

Hofer-48-5x125-Glattaler-Text.indd   1 17.01.19   09:49

 Kantonsrätin (Bezirk Uster)
 Stadträtin Dübendorf
 Verwaltungsrätin Spital Uster
 Justizkommission des Kantons Zürich
 Parlamentarische Gewerbegruppe,  
Wohn- und Grundeigentum, Sport

 Vorstand KMU und Gewerbeverband Kt. Zürich
 Präsidentin Bezirksgewerbeverband Uster
 Mitglied HEV Dübendorf &  
Oberes Glattal / Uster

Wahlkampfspenden: 
CH91 0900 0000 6189 6569 3
 

www.jhofer.ch

wieder in den Kantonsrat
Hofer

Jacqueline

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

2x auf 
Ihre Liste

Für Sicherheit & 
Stabilität

Hofer-48-5x125-Glattaler-Text.indd   1 17.01.19   09:49

 Kantonsrätin (Bezirk Uster)
 Stadträtin Dübendorf
 Verwaltungsrätin Spital Uster
 Justizkommission des Kantons Zürich
 Parlamentarische Gewerbegruppe,  
Wohn- und Grundeigentum, Sport

 Vorstand KMU und Gewerbeverband Kt. Zürich
 Präsidentin Bezirksgewerbeverband Uster
 Mitglied HEV Dübendorf &  
Oberes Glattal / Uster

Wahlkampfspenden: 
CH91 0900 0000 6189 6569 3
 

www.jhofer.ch

wieder in den Kantonsrat
Hofer

Jacqueline

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

2x auf 
Ihre Liste

Für Sicherheit & 
Stabilität

Hofer-48-5x125-Glattaler-Text.indd   1 17.01.19   09:49

 Kantonsrätin (Bezirk Uster)
 Stadträtin Dübendorf
 Verwaltungsrätin Spital Uster
 Justizkommission des Kantons Zürich
 Parlamentarische Gewerbegruppe,  
Wohn- und Grundeigentum, Sport

 Vorstand KMU und Gewerbeverband Kt. Zürich
 Präsidentin Bezirksgewerbeverband Uster
 Mitglied HEV Dübendorf &  
Oberes Glattal / Uster

Wahlkampfspenden: 
CH91 0900 0000 6189 6569 3
 

www.jhofer.ch

wieder in den Kantonsrat
Hofer

Jacqueline

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

2x auf 
Ihre Liste

Für Sicherheit & 
Stabilität

Hofer-48-5x125-Glattaler-Text.indd   1 17.01.19   09:49



Freitag, 8. Februar 2019 19

Danke, Frau Mittelstands-Killerin! Auf 910 Franken lautet 
die Rechnung – «Beitrag für Radio- und Fernsehen». Of-
fenbar, weil in einem unserer Büros eine Steckdose mon-
tiert ist, an welche wir freilich noch nie ein TV-Gerät ange-
schlossen haben. Die erkleckliche TV-Steuer fürs Gewerbe 
müssen wir trotzdem bezahlen. Verfassungskonform? Sie, 
Frau Leuthard, beliebten, als Sie eine Absage ans SRG-
Monopol an der Urne befürchteten, den Stimmbürgern 
ein süsses Zuckerstück zu servieren: Verbilligung der 
SRG-Prämie auf 365 Franken im Jahr – obwohl, gemäss 
Gesetz, die vorherige, teurere Gebühr lediglich nachweis-
bare Kosten gedeckt haben soll. Die Verbilligung solle, 
kündigten Sie damals selbstherrlich an, «aufgefangen» 
werden, indem auch das Gewerbe zur Kasse gebeten 
werde – ob ein Fernsehschirm im Betrieb flimmert oder 
nicht. Als Nie-Benutzer mit Umsatz von über einer Million 
zahlen wir 910 Franken. Als neue Steuer! Grossbetrieben 
werden dafür bis zu 35’590 Franken abgenommen. 

Während Sie, Frau Leuthard, solchen Raubzug aufs Ge-
werbe ausheckten, flogen Ihre Untergebenen fröhlich 
nach Ho-Chi-Minh-Stadt. Mehrmals. Für Sitzungen mit 
über hundert Beteiligten. Da wurde Energie masslos ver-
schwendet und Steuergeld insgesamt in Millionenhöhe 
verjubelt. Ihr Parteikollege Schwaller, aufs Altenteil mit 
dem Postverwaltungsrat belohnt, macht’s möglich. Danke, 
Frau Mittelstands-Killerin.

us

Kinder fürs Klima
Die globale Klimaschutz-Politik hat 
ein neues Aushängeschild: Kein Wis-
senschafter mit bahnbrechenden Er-
kenntnissen. Kein Unternehmer, der 
erfolgreich in erneuerbare Energien in-
vestiert. Sondern Greta Thunberg, eine 
16-jährige Schülerin aus Schweden. 
Sie warnt vor einer umweltpolitischen 

Apokalypse. Um gegen die Gefahren des Klimawandels 
zu demonstrieren, boykottiert sie seit Monaten jeden 
Freitag den Schulbesuch. Schulschwänzen fürs Klima: 
Gretas Idee fand natürlich sofort jede Menge Nachahmer, 
auch in der Schweiz.

Schule schwänzen, um blau zu machen oder um gegen den 
Klimawandel zu demonstrieren, ist grundsätzlich dassel-
be: Eine Verletzung von Pflichten. Sich Sorgen zu machen 
ist noch lange kein Grund, geltende Regeln zu missachten. 
Ansonsten könnte vielleicht bald auch Kiffen oder Rausch-
trinken als berechtigter Ausdruck eines Engagements für 
Weltfrieden oder Umweltschutz schöngeredet werden. Wenn 
Schulgremien eine offene Provokation mit Disziplinarmass-
nahmen sanktionieren, ist das nur die logische Folge. Man 
könnte ja an Wochenenden demonstrieren – je nach Kanton 
haben Schüler einige freie Halbtage zur Verfügung.

Übrigens: Ein genauer Blick auf einige der Demonstra-
tionen trübt das Bild einer ehrlich besorgten Jugend. 
Sprüche von Minderjährigen wie «Öl-Lobbyischte – ab 
i d’Chischte» sollten eher Anlass zur Sorge sein. Zudem 
können die Schüler auf Support von professionellen Or-
ganisationen wie Greenpeace zählen, die mit Kampagnen 
im Grenzbereich der Legalität reichlich Erfahrung haben.

Umweltschutz ist ein ernstes Thema, Umweltpolitik da-
gegen bis heute leider nicht. Umweltpolitik wird regel-
mässig dann aktuell, wenn die kommerziell geprägte Un-
terhaltungsbranche sich einen Touch von Nachhaltigkeit 
verschaffen will – oder wenn Politiker von drängenden 
Problemen ablenken wollen. Daran ändern auch ein paar 
lautstarke Schüler nichts. Die oberflächliche Behandlung 
der Umweltpolitik spiegelt sich wider in der inhaltlichen 
Armut umweltpolitischer Debatten: Die politische Lin-
ke stellt widersprüchliche Forderungen auf – etwa nach 
substantieller Reduktion des Energieverbrauchs und 
zugleich nach Personenfreizügigkeit. Die Bürgerlichen 
beschränken sich darauf, die schädlichsten Forderun-
gen zu bekämpfen. Für eine seriöse Umweltpolitik wäre 
schon viel gewonnen, wenn Politiker weniger heisse Luft 
produzieren würden.

Patrick Freudiger



Bald nach den Kantonsrats- und 
Regierungsratswahlen im Früh-
jahr 1991 geht es wieder einmal 
um die Frage der Miliärdienst-
verweigerung und entsprechen-
der Sanktionen – ein Thema, 
das uns bekanntlich bis heute 
intensiv beschäftigt. An einer 
gut besuchten Delegiertenver-
sammlung der Zürcher SVP am 
13. Mai 1991 in Affoltern a. A. 

wird die Änderung des Militärstrafgesetzes zur «Entkri-
minalisierung der Dienstverweigerer» kontradiktorisch 
behandelt. Die Gesetzesänderung zielt darauf ab, dass 
Dienstverweigerer aus Gewissensgründen nicht mehr zu 
Gefängnisstrafen verurteilt werden, sondern eine «Ar-
beitsleistung im öffentlichen Interesse» erbringen sollen.

Der Pro-Referent, FDP-Nationalrat Dr. Willy Loretan, 
der nach eigenem Bekunden «ohne Herzblut» für die 
Vorlage eintritt – sie sei zwar kaum praktikabel, aber 
immerhin ein Schritt in die richtige Richtung –, hat keine 
Chance gegen die Argumentation von Contra-Referent 
Dr. Ulrich Schlüer. Dieser warnt vor der Aushöhlung 
der verfassungsmässigen allgemeinen Wehrpflicht. Wer 
nicht einmal bereit sei, waffenlosen Dienst zu leisten, 
dürfe nicht noch mit einem privilegierten Arbeitsdienst 
belohnt werden. Zudem öffne die Vorlage zahlreichen 
weitergehenden Vorstössen Tür und Tor. 

Mit 303:27 Stimmen wird die Vorlage von den SVP-De-
legierten bachab geschickt. Am 2. Juni 1991 wird sie 
jedoch an der Urne (dem «Zeitgeist» folgend) mit rund 
56 Ja- zu 44 Prozent Neinstimmen gutgeheissen.

Ulrich Schlüer sollte Recht behalten: Fortan unterneh-
men Mitte-Links-Kreise und Co. alles, um den Zivil-
dienst immer attraktiver auszubauen. Wir haben heute 

bekanntlich die freie Wahl zwischen Militärdienst und 
zivilem Ersatzdienst, was der Wehrgerechtigkeit dia-
metral zuwiderläuft und den ohnehin viel zu tiefen Ar-
meebestand von 100’000 Mann zunehmend gefährdet. 
Die bürgerliche Politik ist gefordert.

*
Weil sich ab Anfang der 90er Jahre die Asylsituation 
immer mehr verschärft, wird die Bekämpfung des Asyl-
missbrauchs definitiv zu einem unserer Kernthemen. 
Kein anderes europäisches Land hat damals, gemessen 
an der eigenen Bevölkerung, einen so hohen Prozent-
satz an Asylsuchenden. Rund 55’000 Gesuche sind im 
Frühjahr 1991 hängig – und nur vier Prozent sind echte 
Flüchtlinge. Die Asylsuchenden tun alles, um ins gelobte 
Asylland Schweiz zu gelangen: Sie verstecken ihre Päs-
se oder werfen sie weg, sie erfinden Geschichten und 
kommen zu Tausenden illegal über die grüne Grenze. 
Die Landesregierung zeigt sich hilflos und unentschlos-
sen gegenüber der immer grösseren Zuwanderung von 
«unechten» Flüchtlingen. Christoph Blocher geisselt 
die Hilflosigkeit in Bundesbern und die explodierenden 
Kosten mit dem Worten: «Behörden, welche das alles 
zulassen, dulden den Missbrauch des Asylrechts und 
handeln gegen Verfassung und Gesetz!» Nun sei genug 
geredet, nun müsse gehandelt werden.

Die Kernforderungen der SVP lauten: Die Asylbewerber 
dürfen während des Verfahrens im Wesentlichen nur 
Sachleistungen erhalten; Asylsuchen darf sich finanziell 
nicht lohnen. Die Behandlungsfristen von Asylgesuchen 
sind massiv (auf drei Monate) zu verkürzen. Wer illegal 
über die Grenze kommt, verliert das Recht auf Prüfung 
des Asyls. Scheinflüchtlinge sind rasch auszuweisen. Die 
Liste der sicheren Länder ist zu erweitern. Schlepper 
sind empfindlich zu bestrafen. 

Um diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, lan-
cieren wir eine Asylpetition, die wir am 3. Juni 1991 
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Erlebnisse nach 35 Jahren aktiver Politik (Folge 16)

 Damals in der SVP
von Hans Fehr, alt Nationalrat SVP, Eglisau
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aus unserem Rebberg in Berg am Irchel im Zürcher Weinland, 
gekeltert in der Kartause Ittingen.
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im Bundeshaus mit 106’202 Unterschriften unter dem 
Motto «Asylpolitik: 100’000 fordern Taten!» einreichen. 
Blocher stellt klar, dazu brauche es weder neue Erlasse 
noch Gesetze und auch keine weiteren Expertenberichte 
und Gutachten. Der Bundesrat müsse endlich die beste-
henden Rechtsgrundlagen durchsetzen.

Die Missstände im Asylbereich begleiten uns bekanntlich 
in hoher Intensität bis auf den heutigen Tag. Ohne den 
stetigen Kampf der SVP und einiger Mitstreiter für eine 
konsequente Asylpolitik wäre die Situation schon lan-
ge vollends aus dem Ruder gelaufen. Eine wesentliche 
Verbesserung bringt die Zeitspanne 2004 bis 2007, als 
Bundesrat Christoph Blocher mit einer Gesetzesrevision 
und einer konsequenten Departementsführung erreicht, 
dass die Asylgesuche von jährlich rund 20’000 auf 10’000 
halbiert werden. Leider kehrt der Schlendrian nachher 
unter Bundesrätin Sommaruga rasch wieder ein. Die 
neu verantwortliche Bundesrätin Karin Keller-Sutter 
muss nun ihren Vorschusslorbeeren gerecht werden. Das 
Schweizervolk will Taten sehen.

*
Etwas leichtere Kost: Wir – einige Motorradfahrer aus 
der Zürcher SVP – beschliessen 1991, eine SVP-Töff-
gruppe zu bilden, die hin und wieder gemeinsame Aus-
fahrten organisiert. Ich habe von meinem Bruder zuerst 
eine Honda CB 250, K4, Jahrgang 1972, bekommen, und 
viel später – als die Honda Probleme machte und «aus- 
ser Dienst» gestellt werden musste – eine BMW R 60/5, 
Jahrgang 1973, die ich heute noch fahre.

Der damalige Bülacher Bezirksanwalt Beat Hirt nimmt die 
Sache an die Hand und organisiert die Ausfahrten wäh-
rend Jahren. Dann übernimmt Emil Grabherr, Zürich, 
ehemaliger Berufsschullehrer und Zürcher Gemein-
derat, der heute in Weggis LU wohnt, das Präsidium 
der inzwischen zum «Motorradclub SVP» (MC-SVP) mu-
tierten Töffgruppe. Unter seiner Führung entwickelt sich 
der MC-SVP rasch. Er zählt heute rund 80 Mitglieder 
(über die Parteigrenzen hinaus) und bietet ein inter-
essantes Jahresprogramm mit einem regelmässigen 
«Stamm», mit Tagesausfahrten, mehrtägigen Reisen, 
Besichtigungen und der jährlichen Generalversamm-
lung. (Weiteres unter www.mcsvp.ch). Dass die freiheits-

liebenden Motorradfahrer gleichzeitig für die Freiheit 
der Bürger und die Unabhängigkeit unseres Landes 
eintreten, ist für sie eine Selbstverständlichkeit.

Zweimal organisieren wir – Emil Grabherr, National-
rat Walter Wobmann, Präsident FMS (Fédération Moto- 
cycliste Suisse) und ich – auf dem «Raten» bei Oberä-
geri ZG eine «Motorrad-Landsgemeinde», die jeweils 
von rund 1’000 Motorradfahrern besucht wird. Dabei 
wird, nach Ansprachen von Christoph Blocher bzw. Ueli 
Maurer, jeweils eine Resolution verabschiedet mit dem 
Titel «Freiheit statt Schikanen» – mit Forderungen, die 
sowohl der Bevölkerung als auch allen verantwortungs-
bewussten Motorradfahrern das Leben erleichtern sol-
len. Diese Forderungen reichen wir dann als Vorstösse 
im Parlament ein. Mit Musik, Verpflegung und fröhli-
chem Beisammensein werden die «Landsgemeinden» 
schliesslich zu eigentlichen Volksfesten.

Ich hoffe, dass diese Landsgemeinden weitergeführt 
werden. Die Motorradfahrer(innen) haben dies verdient, 
denn sie sind in aller Regel auch überzeugte Patrioten. 

(Fortsetzung folgt) Hans Fehr

Postfach 71, 8192 Glattfelden, www.patriot.shop

Hipsterbag
Turnsack
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Samstag, 2. März 2019, 10.30 Uhr
Sifa-Wintertagung
zur Sicherheitspolitik
mit Dr. Rudolf P. Schaub
Grossratssaal, Obere Vorstadt 10, Aarau

Dienstag, 9. April 2019, 19.30 Uhr
Ja zur Schweiz
Vortrag und Diskussion mit Ulrich Schlüer 
Region Schwyz

Samstag, 4. Mai 2019
Generalversammlung Auns
Referent: Roger Köppel, Nationalrat

Montag, 27. Mai 2019
«Schweizerzeit»-Frühjahrstagung 
Referent: Andreas Glarner, Nationalrat

Die «Schweizerzeit»-Agenda
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SCHWEIZ

AKTUELL

BESTSELLER

Büchertisch
«Wenn Deutschland so 
scheisse ist, warum sind Sie 
dann hier?»

Ein Strafrichter urteilt 

Stephan Zantke 
Der Strafrichter als Autor dieses neuen 
Buches bedient sich genau der Sprache, 

die ihm von angeblichen Flüchtlingen aus Nordafrika und 
Nahost, die als Angeklagte aufgrund von Gewalt- und Be-
leidigungsdelikten vor ihm erscheinen müssen, in Form 
von Beleidigungen in Fäkalsprache laufend an den Kopf 
geworfen wird. Er spricht ausgesprochen heikle Tatsa-
chen an, die von der sich krebsgeschwürähnlich aus-
breitenden Betreuungsindustrie sorgfältig ausgeblendet 
werden: Die westeuropäischen Länder werden einerseits 
hemmungslos beschimpft – aber von ihren Sozialleistun-
gen wollen selbst kriminelle Einwanderer profitieren. 

Riva, München 2019, 205 S., geb., Fr. 22.90

Feindliche Übernahme

Wie der Islam den Fortschritt behindert 
und die Gesellschaft bedroht 

Thilo Sarrazin
Eine brisante Neuerscheinung – 
nicht nur für uns «das Buch des 
Jahres»: Thilo Sarrazin zeigt auf-
grund nüchterner Darstellung von 
Tatsachen und sorgfältig dokumen-
tierten Erfahrungen mit dem Islam, 

dass Europa keineswegs mit einem Integrationsproblem 
konfrontiert ist. Wer solches behauptet, streut den Mit-
bürgern Sand in die Augen. Thilo Sarrazin argumentiert 
überzeugend: Europa droht nichts weniger als die «feind-
liche Übernahme». 

Finanzbuch, München 2018, 450 S., geb., Fr. 37.40

TONI
BRUNNER

Beni Gafner
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Beni Gafner

Toni Brunner wurde gerademal 21-jährig in den Nationalrat gewählt. So jung wie noch 
nie jemand in der Geschichte der Eidgenossenschaft. Im Frühling 1995 besuchte Toni 
Brunner noch die Rekrutenschule, im selben Herbst dann die überraschende Wahl ins 
Parlament. Das Leben des jungen Bergbauern veränderte sich von einem Tag auf den 
anderen. Es zog ihn vom beschaulichen Bergbauernhof im Toggenburg ins Bundeshaus 
nach Bern. Statt Melkstuhl und Kühe, Krawatte und Anzug. Ein Sprung ins kalte Wasser. 
Würde er das politisch überleben? Jahre später, als Präsident der grössten Partei des 
Landes wurde es nicht weniger aufregend. Geschichten und Anekdoten aus dem Leben 
von Toni Brunner.
 

Werd & Weber Verlag AG 
CH-3645 Thun / Gwatt
www.weberverlag.ch
www.werdverlag.ch

ISBN 978-3-85932-937-9

Toni Brunner

Beni Gafner
Bundeshaus-Redaktor Beni Gafner 
stellt die einzigartige Persönlich-
keit von Toni Brunner vor: Seine 
Schlagfertigkeit, seinen jede 
Diskussion prägenden Humor, 
seine Gelassenheit allen Anwürfen 
gegenüber. Er schildert den Wer-
degang des Ausnahme-Politikers, 

seine Jugend, die gegen alle Prognosen Tatsache gewor-
dene Wahl in den Nationalrat. Toni Brunner hat die SVP 
zu nie dagewesenen Wahlerfolgen geführt. Ein Buch auch 
über die politische Wirklichkeit in der Schweiz, das auch 
Hinterhaltsschüsse gegen die SVP offenlegt, welche die 
Schweiz in Atem gehalten haben. 

Werd und Weber, Gwatt 2018, ca. 240 S., geb., Fr. 39.–

In Badehosen nach 
Stalingrad 

Der Weg von Roger Köppel 

Daniel Ryser 
Das Buch zum Akzent-Artikel in der 
heutigen «Schweizerzeit»: Ein Durch-
schnitts-Journalist versucht vergeb-

lich, die Entscheidungen eines politischen und journa-
listischen Ausnahmetalents nachvollziehen zu können. 
Interessant ist das Buch bezüglich seiner Informations-
Vermittlung über den jungen Köppel – aber der Autor 
scheitert beim Versuch, Köppels Wesen und Leistung 
einigermassen richtig einschätzen zu können. 

Echtzeit, Basel 2018, 272 S., geb., Fr. 36.–

Vor der Entscheidung 

Beiträge zur europapolitischen Debatte in 
der Schweiz 

Mit Beiträgen von Carlo Jagmet-
ti, Beat Gygi, Pirmin Meier, Marco 
Lorez, Christoph Blocher, Simon 
Küchler, Hans Fehr und Lukas Weber. 
Eine kurze und prägnante Lagebe-
urteilung zur Schweiz angesichts 

der Versuche Brüssels, sie dem EU-Imperium mehr oder 
weniger als Kolonie einverleiben zu wollen. Neu mit einer 
Ergänzung zum Rahmenvertrag, dessen Einzelheiten 
immer neue Kreise in Opposition zu Brüssel bringen. 

Frick 2016, 94 S., brosch., Fr. 10.–

Gefährliche Toleranz

Der fatale Umgang der Linken mit dem 
Islam 

Samuel Schirmbeck 
Ein in jeder Beziehung brisantes 
Buch: Errungenschaften, die der 
Linken einst dringend waren wie die 
Emanzipation der Frau, die Gleich-
berechtigung aller usw. werden von 

linken Wortführern «vergessen», wenn unter dem Titel 
«Islam» elementare Menschenrechte verachtet, oft gar 
mit Füssen getreten werden. Warum ist die Linke total 
überfordert in der Auseinandersetzung mit dem Islam, 
der tragende Grundsätze des Abendlandes dem Abfall-
korb überantworten will?

Orell Füssli, Zürich 2018, 166 S., geb., Fr. 26.90

Vor der Entscheidung

Carlo Jagmetti – Beat Gygi – Pirmin Meier – Marco Lorez
Christoph Blocher – Simon Küchler – Hans Fehr – Lukas Weber

Beiträge zur europapolitischen Debatte in der Schweiz

Alle Zeichen deuten hin auf ein unmittelbar bevorstehendes Plebiszit
zur Frage: Wie hoch ist der politisch-institutionelle Preis, den die
Schweiz für die Beibehaltung der Verträge mit der EU zu zahlen
bereit ist?

Zu dieser Debatte liefern die Autoren einen Beitrag. Sie sind um eine
objektive, parteiübergreifende Darstellung der aktuellen Fragen des
europäischen Diskurses in der Schweiz bemüht. Das vorliegende
Sachbuch behandelt verständlicherweise nicht alle, sondern die nach
Auffassung der Autoren wichtigsten Bereiche. Das Buch ist keine
Kampfschrift, und mit den Eintagsfliegen der beinahe täglich
erscheinenden Anregungen, Forderungen und Verlautbarungen von
Politikern, Parteien und Behörden befasst sich das Buch nicht.

Die Autoren begegnen den bundesrätlichen Plänen, insbesondere
einer allfälligen Einbindung der Schweiz in die Strukturen der EU,
mit angemessener Skepsis. Sie stellen Fragen, wollen aber einer
endgültigen Antwort nicht vorgreifen.

Die Beiträge müssen nicht in ihrer Reihenfolge von Anfang bis zum
Schluss gelesen werden, auch wenn jeder einzelne Beitrag, der in
sich geschlossen ist, eine eingehende Lektüre verdient.

Die Autoren des Buches hoffen, dass es trotz seiner Grenzen nütz
liche Informationen liefere und eine Hilfe sei für die bevorstehenden
politischen Entscheidungen.
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BUCHZEICHEN

Geschichten in  
Gsteigwiler Mundart
Lieber zuhören statt lesen – unser 
heutiger Hörbuch-Vorschlag: 

Dienschtzyt
Heinz Häsler erzählt Begebenheiten aus seiner Dienstzeit 
Vom Soldaten bis zum Generalstabschef: So präsentiert sich 
die stolze Militärkarriere von Heinz Häsler. In einem neuen, in 
kernigem Gsteigwiler Dialekt vorgetragenen Hörbuch berichtet 
Heinz Häsler selber von Erlebnissen mit Dienstkameraden, von 
Ereignissen, die seine Militärdienstzeit auf allen Stufen geprägt 
haben. Man lernt als Zuhörer einen Eidgenossen kennen, der 
sich mit Haut und Haar der Schweizer Armee verschrieben hat. 
Häsler präsentiert in diesem Hörbuch nicht Armee-Kritik, nicht 
strategische Überlegungen, keine Gedanken zu Beschaffungen 
und andere, die Politik bewegende Probleme. Diensterlebnisse, 
Begegnungen mit Kameraden, erlebte und erfahrene Berei-
cherung im Dienst fürs Vaterland prägen dieses eindrückliche 
Hörbuch. Jede Schweizerin, jeder Schweizer – ob sie auf Mili-
tärdienstleistung zurückblicken können oder nicht – wird von 
Häslers Erzählungen aus seiner Dienstzeit beeindruckt sein. 

Werd und Weber, Thun/Gwatt, 3 CDs, rund 3 Std., Fr. 29.–

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten –
und wirksamste Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

Stefan Zweig

Die grossen Werke  

Stefan Zweig 
Stefan Zweig war einer der he-
rausragendsten Autoren in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 

Geschichtliche («Sternstunden der Menschheit») und 
zeitgeschichtliche («Die Welt von gestern») Betrachtun-
gen wurden aufgrund von Zweigs trefflichen Charak-
terisierungen von Ereignissen und Persönlichkeiten 
rund um den Erdball gelesen. Auch als Biograph (von 
Hölderlin, von Kleist, von Nietzsche, von Magellan, von 
Amerigo) bewies er sich als umfassender Kenner von 
Persönlichkeiten in ihrer Zeit, die den Lauf der Weltge-
schichte bewegt haben. Auch mit seiner «Schachnovel-
le» und mit dem Roman «Ungeduld des Herzens» sprach 
er Generationen von Lesern an. 

Es ist dem Anaconda-Verlag zu verdanken, dass eine 
Auswahl von wichtigen Werken Stefan Zweigs in einer 
preisgünstigen Neuausgabe neuen Zugang zu diesem 
grossen Autor ermöglichen. 
 us

Stefan Zweig: «Die grossen Werke». 5 Bände, total 2’688 S., 
Anaconda, Köln 2018, geb., Fr. 42.50

 Bestseller
 Beni Gafner – Toni Brunner à Fr. 39.–
 Thilo Sarrazin – Feindliche Übernahme à Fr. 37.40

 Aktuell
  Samuel Schirmbeck – Gefährliche Toleranz à Fr. 26.90
 Stephan Zantke – «Wenn Deutschland …» à Fr. 22.90

 Schweiz
 Daniel Ryser – In Badehosen nach Stalingrad à Fr. 36.–
 C. Jagmetti und weitere  – Vor der Entscheidung  à Fr. 10.–

 Hörbuch
 Heinz Häsler – Geschichten in Gsteigwiler Mundart à Fr. 29.–

 Buchzeichen
 Stefan Zweig – Stefan Zweig à Fr. 42.50

Bestellung an:
«Schweizerzeit»-Bücherdienst, Postfach 54, 8416 Flaach
Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.

(03/08.02.2019)
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Heinz Häsler, von 1990 bis 1992 General-
stabschef der Schweizer Armee, war wäh-
rend seiner langen Dienstzeit als Offizier 
unzähligen Soldaten Vorbild. Seit seiner 
Pensionierung überrascht er die Öffent-
lichkeit mit Hörbüchern, die an Inhalt und 
Qualität ihresgleichen suchen. 

Der Werd und Weber-Verlag präsentiert 
neu mit «Dienschtzyt» das vierte Hörbuch, 
von Heinz Häsler in Gsteigwiler Mundart 
unverwechselbar vorgetragen. Heinz Häs-
ler schildert Erlebnisse, Begegnungen, Ein-
sichten und Erfahrungen, die sein Leben 
als Soldat und Offizier geprägt haben. 

Unterschiedlichstes präsentiert er in ker-
niger Mundart: Die berührende Geschich-
te von Kanonier Johann Jordi, der, obwohl 
persönlich eher Chaot, ein erstklassiger 
Artillerist war. Als Jordi viele Jahre nach 
der RS schwerstkrank bereits dem Tod ins 
Auge blickte, lud ihn Heinz Häsler, General-
stabschef, noch einmal zu sich nachhause 
ein: Letztes, wahrhaftig lebenskrönendes 
Erlebnis für einen «gewöhnlichen», bereits 
dem Tod geweihten Kanonier.

Und dann die überaus lustige Erzählung, 
wie der Instruktionsoffizier unversehens 
zum Heiratsvermittler wurde – ausgehend 

von einem Anstoss erregenden Inserat von 
Offiziersschülern, die per Inserat Begleite-
rinnen für den die Offiziersschule abschlies- 
senden Offiziersball suchten. 

Das Hörbuch vermittelt die Begegnung mit 
einem besonderen Menschen, der für unser 
Land Wertvollstes geleistet hat – persönlich 
aber immer der bescheidene Bergler Heinz 
Häsler blieb, dem buchstäblich Tausende 
Vertrauen schenkten.

Ulrich Schlüer

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

1. März 2019

DIE «SCHWEIZERZEIT» AM FERNSEHEN

Freitag, 8. Februar 2019 Stammtisch Die Ausdehnung der Rassismus-Strafnorm
  Anian Liebrand diskutiert mit Lisa Leisi, Präsidentin EDU St. Gallen; Hans Moser, Präsident EDU Schweiz;
  Pirmin Müller, Kantonsrat SVP; Lukas Reimann, Nationalrat SVP

Freitag, 15. Februar 2019 Magazin  Mike Egger – auf dem Sprung ins Eidgenössische Parlament
  Ueli Schlüer im Gespräch mit Mike Egger, Ständeratskandidat Kanton St. Gallen

Freitag, 22. Februar 2019 Stammtisch  Abstimmungen via Soziale Medien: Neue Methoden, neue Chancen, neue Risiken 
   Ulrich Schlüer im Gespräch mit Thomas Gemperle, SocialMedia Spezialist und Urs Vögeli,  

Geschäftsführer Komitee EU-No

Freitag, 1. März 2019 Landmann-Talk  Claudio Zanetti – ein Nationalrat auf ZAK
  Valentin Landmann im Gespräch mit Nationalrat Claudio Zanetti

Freitag, 13. Februar 2019 Stammtisch  Abstimmungen via Soziale Medien: Neue Methoden, neue Chancen, neue Risiken 
10.00 – 12.00 Uhr   Ulrich Schlüer im Gespräch mit Thomas Gemperle, SocialMedia Spezialist und Urs Vögeli,  

Geschäftsführer Komitee EU-No

Freitag, 15. März 2019 Stammtisch-Live  Erste Live-Sendung; 
  Details folgen in der nächsten Ausgabe der Schweizerzeit

Öffentliche Aufzeichnungen im «Haus der Freiheit», Wintersberg/Ebnat-Kappel

Sendungen jeden Freitag 21.00 – 22.00 Uhr auf «Schweiz5»

Unverwechselbar Heinz Häsler

Dienschtzyt

Unsere Gesellschaft ist auf dem jüdisch-
christlichen Mythos errichtet; das kön-
nen wir nicht aufgeben. Wir würden 
uns nur Albträume einhandeln. Wenn 
wir das Vertrauen in die Grundlagen 
des Lebens verlieren, riskieren wir  
Nihilismus (Gottlosigkeit) und Hoff-
nungslosigkeit. Wir laufen Gefahr, 
scheinreligiösen Ideologien anheimzu-
fallen. Aufgrund dieser Bereitschaft, 
sich Ideologien zu öffnen, haben wir 
zweimal im 20. Jahrhundert die Zer-
störung Europas herbeigeführt.

Jordan Peterson, Psychologe,  
«Weltwoche» vom 10.1.2019

Das aktuelle Zitat« »


